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Stand: 26.04.2017 
 

Bundesvorstand:  

Vorsitzender:    Hubert Aiwanger 

Stellvertreter:    Manfred Petry 

Stellvertreter:    Gregor Voht 

Stellvertreterin:   Gabi Schmidt 

Stellvertreter.    Rudolf Schulz 

Schatzmeister/in:   Christa Hudyma 

Schriftführerin:    Elke du Bois 

Geschäftsführer:   Arnold Hansen 

 

 

Landesvereinigungen: 

 

Baden-Württemberg: 

Vorsitzender: Klaus Wirthwein   

Stellvertreter:    Norbert Manz 

Stellvertreter:    Dursun Ali Dayi 

Schatzmeister:    Antonio Falla 

Pressesprecher:   Hasso Kraus 

 

Bayern: 

Vorsitzender:    Hubert Aiwanger 

Stellvertreter:    Armin Kroder 

Stellvertreter:    Prof. Dr. Michael Piazolo 

Stellvertreter/in:   Ulrike Müller 

Stellverteter:    Simson Hipp 

Schatzmeister:    Edgar Klüpfel 

Geschäftsführer:   Michael Fischl 

 

 

Brandenburg: 

Vorsitzende:    Bernd Puhle 

Stellvertreter:    Regina Lehmann 

Stellvertreter:    Wilfried Haase 

Schatzmeister.    Katrin Haase 

Schriftführer:     Annett Neumann 

 

 

 

 

 

 

 

 



Hamburg: 

Vorsitzender:    Henner Kühne 

Stellvertreter:    Christian Walbe 

Stellvertreterin:   Judith Walbe 

Schatzmeister:    Christian Walbe 

Schriftführer/in:   Judith Walbe 

 

Hessen: 

Vorsitzender:    Engin Eroglu 

Stellvertreter:    Rudolf Schulz 

Stellvertreter:    Ronald Berg 

Schatzmeister:    Rainer Drephal 

Geschäftsführer:   Klaus Sommer 

 

Mecklenburg-Vorpommern: 

Vorsitzender:    Graf Gustav von Westarp 

Stellvertreter:    Klaus-Dieter Gabbert 

Stellvertreterin:   Christine Dubberke 

Schatzmeister:    Jürgen Dettmann 

Schriftführer:    Arno Süssig 

Geschäftsführer:   Klaus-Dieter Gabbert 

 

Niedersachsen: 

Vorsitzender:    Udo Striess-Grubert 

Stellvertreter:    Claudia Theis 

Stellvertreter:    Heinrich Luhr 

Stellvertreter:    Rainer Nowak 

Schatzmeister:    Karin Benoit 

Schriftführerin:    Dieter Holsten 

Pressesprecher:   Udo Striess-Grubert 

Geschäftsführer:   Arnold Hansen 

 

Nordrhein-Westfahlen: 

Vorsitzender:    Christa Hudyma 

Stellvertreter :   Helmut Stalz 

Stellvertreter:    Henning Rehse 

Stellvertreter:    Walter Leo Schreinemacher     

Schatzmeister:    Carsten Thiel 

Schriftführer:    Heinz Schmitz 

Pressesprecher:   Gerd Müller 

Geschäftsführer:   Hartmut Kaltenbach 

 

 

 

 

 



Rheinland-Pfalz: 

Vorsitzender:    Stephan Wefelscheid 

Stellvertreter:    Manfred Petry 

Stellvertreter:    Dr. Herbert Drumm  

Schatzmeister:    Reinhold Niederprüm 

Schriftführer:    Franz Sattel 

Geschäftsführer:    Franz Sattel 

 

Saarland: 

Vorsitzender:    Uwe Andreas Kammer 

Stellvertreter:    Axel Kammerer 

Stellvertreter:    Hans Georg Abel 

Schatzmeister:    Bernd Schlachter 

Schriftführer:    Gerhard Gassner 

 

 

Sachsen:  

Vorsitzender:    Steffen Große 

Stellvertreter:    Anselm Meyer 

Stellvertreter:    Marco Beer 

Stellvertreter:    Astrid Beier 

Schatzmeister:    Ralf Zeidler 

Schriftführer:    Karsten Kietz 

 

 

Sachsen-Anhalt:    

Vorsitzender:    Elke du Bois 

Stellvertreter:    Konstantin Pott 

Stellvertreter    Patrick Schubert 

Schatzmeister:    Ronny Schneider 

Schriftführer:    Ines Busse 

Geschäftsführer:   Ronny Schneider 

 

 

Schleswig-Holstein: 

Vorsitzender:    Gregor Voht 

Stellvertreter:    Wolfgang Warwel 

Stellvertreter:    Rainer Schuchardt 

Schatzmeister:    Ingo Voht 

Geschäftsführer:   Thomas Thedens 

Pressesprecher:   Gregor Voht 

 

 

 

 

 



 

Thüringen: 

Vorsitzender:    Günter Brinkmann 

Stellvertreter:    Michael Frahm 

Stellvertreter:    Andreas Böhme 

Stellvertreter:    Mario Merten 

Stellvertreter:    Andreas Weise 

Schriftführer:    Uwe Reiche 

Pressesprecher:   Andreas Böhme 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

  



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

  



 

 

 



 



 



 

  



 



 



 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 



 



 

 

 

 

 

 



 



 



 

 



 



 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 



 
 

Beitragsregelung 
 
 

1. Die Beitragsregelung wird gem. § 4 Beitrags- und Finanzordnung rückwirkend zum 
01.01.2016 wie folgt gefasst: 

 
2. Jedes Mitglied entrichtet einen jährlichen Mindestbeitrag in Höhe von 80,00 Euro. 

 
 

3. Der Mitgliedsbeitrag ist jährlich zu Beginn des Kalenderjahres fällig. 
 
 

4. Für Bezieher von Leistungen nach SGB XII, SGB II oder Hartz IV gelten auf Antrag und bei 
Nachweis ermäßigte Mitgliedsbeiträge von 36,00 Euro im Jahr. 

 
 

5. Für Schüler, Studenten, Auszubildende, Bezieher von BAFÖG, Personen die das 
Bundesfreiwilligenjahr ableisten, gilt bei Nachweis ein Jahresbeitrag von 12,00 Euro. 
Mitglieder der Jungen Freien Wähler zahlen bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres einen 
Jahresbeitrag von 12,00 Euro. 

 
 

6. Die Beiträge werden generell durch Bankeinzug vereinnahmt. Eine andere Zahlung des 
Beitrags ist nur nach Absprache mit dem Bundesschatzmeister möglich. Die Beiträge 
werden zum 15.01. eines jeden Jahres eingezogen. Sollte die Beitragszahlung in 
Ausnahme durch Überweisung erfolgen, gilt der gleiche Termin. 

 
 

7. Die Gebühren für Rücklastschriften werden dem Mitglied auferlegt und mit dem nächsten 
Beitragseinzug von dem zu belastenden Konto abgebucht. 

 
 
 
 
Beschlossen vom Bundesparteitag am 24. September 2016 
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Urabstimmungsordnung der Bundesvereinigung 

FREIE WÄHLER  

 
1. Beschluss Urabstimmung 

 

(1) Gegenstand 

    einer Urabstimmung kann nur die Auflösung der politischen Vereinigung  

    FREIE WÄHLER, das Auflösen einer Landesvereinigung oder das  

    Verschmelzen mit anderen Organisationen lt. Satzung 12.3 (3) und die  

    Verschmelzung  mit bestehenden FREIE WÄHLER - Landesparteien oder   – 

    Wählergruppen lt. Satzung 12.3 (4) sein. 
 

(2) Ziel 

   Nach der Beschlussfassung durch die extra dafür ordnungsgemäße  

   einberufene Mitglieder- bzw. Bundesdelegiertenversammlung erfolgt das  

   Verfahren der Urabstimmung. Der Beschluss gilt nach dem Ergebnis der  

   Urabstimmung als bestätigt, geändert oder aufgehoben. Das Ergebnis der   

   Urabstimmung, für das die einfache Stimmenmehrheit der abgegebenen        

   Stimmen zugrunde gelegt wird, ist eine verbindliche Entscheidung. 

 

(3) Beschlussfassung mit dem Ziel einer Urabstimmung 

    Eine Urabstimmung zu den unter 1 (1) genannten Gegenständen findet  

    statt, wenn 

a) der Bundesvorstand mit Dreiviertelmehrheit dies beschließt 

b) die Bundesdelegiertenversammlung dies mit 2/3 Mehrheit beschließt 

Diese Beschlüsse müssen schriftlich gefasst einen Entscheidungsvorschlag 

enthalten und mit Gründen versehen sein und auf der eigens dazu   

einberufenen Mitglieder- bzw. Bundesdelegiertenversammlung durch die in 

der Satzung 12.3 (3) und (4) erforderlichen Mehrheiten bestätigt werden. 

 

(4) Widerspruch gegen die Zulässigkeit 

   Über die Unzulässigkeit einer Urabstimmung bzw. Beantragung einer  

   Urabstimmung entscheidet das Bundesschiedsgericht auf Antrag.  

   Antragsberechtigt sind alle Organe der Bundesvereinigung FREIE WÄHLER  

   und die Organe der Landesvereinigungen. 
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(5) Antrag auf Einleitung einer Urabstimmung 

     Die Einleitung einer Urabstimmung ist der Bundesgeschäftsstelle unter  

     Beifügung des Antragtextes mitzuteilen. Der Antragstext muss eine  

     Abstimmungsfrage, welche neutral zu formulieren ist, enthalten, die mit Ja  

     oder Nein beantwortet werden kann. Suggestivfragen sind unzulässig.  

 

(6) Verantwortliche/r 

Der/die BundesgeschäftsführerIn ist für die Durchführung der 

Urabstimmung verantwortlich. Der/die BundesgeschäftsführerIn 

übernimmt die Aufgabe,   die Mitglieder innerhalb von zwei Wochen nach 

Eingang der Antragschrift auf  elektronischen oder postalischen Weg 

darüber zu informieren. Nach   erfolgreicher Einleitung einer Urab-

stimmung ist in der Bundesgeschäftsstelle  ein Urabstimmungsbüro 

einzurichten. Maßgeblich für die Mitgliederliste ist  der Mitgliederstand zum 

Zeitpunkt der Beschlussfassung auf der dafür ordnungsgemäß 

einberufenen Mitglieder- bzw. Bundesdelegiertenversammlung. Im 

Anschluss an die Information der Mitgliederbasis über die erfolgreiche 

Einleitung einer Urabstimmung beginnt die organisatorische Verteilung der 

Urabstimmungsbriefe an die Mitglieder auf postalischem Weg . 

 

(7) Die Kosten der Urabstimmung (außer dem Frankieren des 

Abstimmungsbriefes) trägt die Bundesvereinigung FREIE WÄHLER. 

 
2. Verfahren der Urabstimmung  

 

(1) Der Bundesvorstand setzt den Zeitraum und die Frist innerhalb der die 

Urabstimmung stattfindet per einfachen Mehrheitsbeschluss fest.  

 

(2) Zeitraum, Frist (Einsendeschluss) und Antragsschrift sind spätestens zwei 

Wochen vor Beginn des Abstimmungszeitraums den Mitgliedern gemäß 1 (6) 

mitzuteilen. 

 

(3) Jedes stimmberechtigte Mitglied hat eine Stimme. Jedes Mitglied erhält 

einen Urabstimmungsbrief mit folgendem Inhalt: 

- Abstimmungsformular, 

- Umschlag für Abstimmungsformular, 

- eidesstattliche Erklärung, 

- Abstimmungsbrief 

 

(4) Das Abstimmungsformular ist vom Mitglied zu kennzeichnen, in den 

Umschlag für Abstimmungsformulare einzulegen und zuzukleben. Auf der mit 

einem Adressaufkleber versehenen und durchnummerierten eidesstattlichen 

Erklärung ist zu bestätigen, dass der/die AbsenderIn zum Zeitpunkt der 



 

Seite Seite Seite Seite 3 von  von  von  von 4               Urabstimmungs               Urabstimmungs               Urabstimmungs               Urabstimmungsordnung der Bundesvereinigung FREIE WÄHLER        ordnung der Bundesvereinigung FREIE WÄHLER        ordnung der Bundesvereinigung FREIE WÄHLER        ordnung der Bundesvereinigung FREIE WÄHLER            

Unterschriftenleistung Mitglied bei der Bundesvereinigung FREIE WÄHLER ist 

und das Abstimmungsformular eigenhändig gekennzeichnet hat. Die 

eidesstattliche Erklärung ist zusammen mit dem zugeklebten Umschlag mit 

dem eingelegten Abstimmungsformular im Abstimmungsbrief dem 

Urabstimmungsbüro bis zu dem festgelegten Termin (Frist des 

Einsendeschlusses, es gilt dabei das Datum des Poststempels) zuzusenden. 
 

(5) Die Kosten der Fraktur des Abstimmungsbriefes trägt der/die AbsenderIn. 

Das Urabstimmungsbüro hat die Annahme  unfrankierter Abstimmungsbriefe 

prinzipiell zu verweigern. 

 

(6) Die Urabstimmung ist am 5. – 10. Tag nach dem festgesetzten Termin 

des Einsendeschlusses auszuzählen. Die Auszählung erfolgt 

mitgliederöffentlich. Die Auszählung wird durch die Mitglieder der 

Bundesvorstandschaft vorgenommen. 

 

(7) Bei der Auszählung sind festzustellen: 

- die Zahl der versandten Urabstimmungsbriefe, 

- die Zahl der fristgerecht (Datum des Poststempels) eingegangenen   

  Urabstimmungsbriefe 

- die Zahl der abgegebenen Abstimmungsformulare 

- die Zahl der abgegebenen gültigen Abstimmungsformulare 

- die Zahl der auf eine Urabstimmungsfrage entfallenen Ja-Stimmen 

- die Zahl der auf eine Urabstimmungsfrage entfallenen Nein-Stimmen 

Abstimmungsformulare, denen keine gültige, unterschriebene eidesstattliche 

Erklärung beigefügt ist, sind ungültig. Die Abstimmungsfrage auf dem 

Abstimmungsformular muss deutlich erkennbar entweder bei Ja oder bei Nein 

angekreuzt sein. Das Fehlen eines eindeutigen, einzigen Abstimmungskreuzes 

bei Ja oder Nein auf dem Abstimmungsformular oder anderweitiges 

Beschriften jeglicher Art des Abstimmungsformulars ist eine ungültige 

Stimmabgabe. 

Die gesamten Unterlagen der Urabstimmung sind in der 

Bundesgeschäftsstelle zu archivieren 

 

(8) Nach der Auszählung eingegangene Urabstimmungsbriefe sind als 

ungültig zu bewerten und ungeöffnet zu vernichten. 

 

(9) Das Ergebnis der Urabstimmung ist nach Abschluss der Auszählung 

unverzüglich den Mitgliedern auf elektronischem oder postalischem Wege 

mitzuteilen. 
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3. Inkrafttreten  
 
Diese Urabstimmungsordnung als Ergänzung zur Satzung ist mit der 
Verabschiedung am 12.06.2010 in Dessau in Kraft getreten. 
 
Die Urabstimmungsordnung wurde per erforderlichen Mehrheitsbeschluss 
zuletzt auf der Mitgliederversammlung in Hann. Münden geändert und tritt am 
08.10.2011 in Kraft. 
 
 
 
Hann. Münden, den 08.10.2011  

 
Der Bundesvorstand: 
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Wahlordnung der Bundesvereinigung               

FREIE WÄHLER  
Wahlordnung (WO) 
1 Geltungsbereich 
(1)  Diese Wahlordnung gilt für alle Versammlungen der Bundesvereinigung 

FREIE WÄHLER, seinen Gliederungen und regionalen 
Zusammenschlüssen sowie seinen Arbeitsgemeinschaften. Sie gilt, 
vorbehaltlich besonderer Bestimmungen der Wahlgesetze, auch für 
Versammlungen zur Aufstellung von Kandidatinnen und Kandidaten 
nach staatlichem Wahlrecht. 

(2)  Die Wahlordnung gilt für Wahlen in Fraktionen der Bundesvereinigung 
nur, wenn diese ihre Anwendbarkeit beschlossen haben. Satzungen von 
Gliederungen können vorsehen, dass die Wahlordnung auch auf 
Nominierungen Anwendung findet, durch die bloße Personalvorschläge 
zur Besetzung von Ämtern der Bundes- bzw. jeweiligen 
Landesvereinigung und zur Aufstellung von Kandidatinnen und 
Kandidaten für öffentliche Ämter und Mandate gemacht werden. 

(3)  Versammlungen können nur ergänzende Bestimmungen zu dieser 
Wahlordnung beschließen. 

 
2 Ankündigung der Wahl 
  Wahlen können nur stattfinden, wenn sie in der vorläufigen 

Tagesordnung angekündigt worden sind. 
Diese Tagesordnung muss den Mitgliedern bzw. Delegierten 
mindestens eine Woche vorher zugehen. Die Absendung gilt als 
rechtzeitig, wenn die Aufgabe zur Post so frühzeitig erfolgte, dass bei 
gewöhnlichen Postlaufzeiten mit dem rechtzeitigen Zugang gerechnet 
werden konnte. Elektronische Zusendung ist zulässig. 

 
3 Allgemeine Grundsätze 
(1) Wahlen sind geheim, soweit satzungsmäßig nicht offen gewählt werden 

kann. Geheim sind insbesondere die Wahl von 
a) Vorständen, 
b) Delegierten, 
c) Schiedskommissionen, 
d) Kandidatinnen und Kandidaten für öffentliche Wahlämter, 
e) Vertreterinnen und Vertretern zur Aufstellung von Kandidatinnen und      
    Kandidaten für öffentliche Wahlämter. 

 

(2)  Offen gewählt werden können 
a) Versammlungsleitungen, 
b) Mandatsprüfungskommissionen, 
c) Zählkommissionen, 
d) Antragskommissionen, 



 

Seite Seite Seite Seite 2 von  von  von  von 6                                                                                 Wahlordnung  Wahlordnung  Wahlordnung  Wahlordnung der Bundesvereinigungder Bundesvereinigungder Bundesvereinigungder Bundesvereinigung FREIE WÄHLER  FREIE WÄHLER  FREIE WÄHLER  FREIE WÄHLER                                     

e) Kontrollkommissionen, 
f) Revisorinnen und Revisoren. 
 

(3)  Die für einen Wahlgang verwendeten Stimmzettel müssen einheitlich 
sein, soweit die vorhandenen technischen Möglichkeiten dies zulassen. 
Stimmzählgeräte sind zulässig. 

 
(4)  Ungültig sind Stimmzettel, die den Willen der oder des Wählenden nicht 

zweifelsfrei erkennen lassen. Finden Kontrollmarken Verwendung, so ist 
eine Stimme nur gültig, wenn der Stimmzettel die zutreffende 
Kontrollmarke trägt. 

 
(5)  Wahlvorschläge müssen die satzungsmäßigen Voraussetzungen erfüllen.  
 
(6)  Bei Kandidatenaufstellungen zu staatlichen Wahlen ist jeder 

stimmberechtigte Teilnehmer und jede stimmberechtigte Teilnehmerin 
der Versammlung personalvorschlagsberechtigt. Im Übrigen folgt das 
Personalvorschlagsrecht dem Antragsrecht. Aus den Reihen der 
Versammlung können zusätzliche Vorschläge unterbreitet werden. 
Personalvorschläge von Ortsvereinen für das Amt des oder der 
Parteivorsitzenden und des Kanzlerkandidaten oder der 
Kanzlerkandidatin sind nur gültig, wenn sie von mindestens drei 
Ortsvereinen unterstützt werden. 
 

(7)  Kandidaten und Kandidatinnen für ein öffentliches Amt haben dem für  
die Wahl zuständigen Organ die Art ihrer Einkünfte zu eröffnen und die 
Satzungsmäßigkeit ihrer Beitragszahlungen glaubhaft zu machen. 
 

4 Verfahren bei Kandidatenaufstellungen 
(1)  Für die Aufstellung der Kandidaten und Kandidatinnen zu Bundestags- 

und Landtagswahlen gelten die Bestimmungen der Wahlgesetze und des 
Organisationsstatuts (= Satzung der Bundesvereinigung).  

(2)  Für die Wahl zum Deutschen Bundestag wird die angemessene 
Vertretung von Frauen und Männern durch die Aufstellung der  
Landeslisten gesichert. Die Aufstellung der Landeslisten erfolgt 
folgendermaßen: beginnend mit dem Spitzenkandidaten oder der 
Spitzenkandidatin muss sich innerhalb von jeweils 5 Listenplätzen min. 
eine Frau bzw. ein Mann befinden. 

(3)  Die Aufstellung der gemeinsamen Liste aller Bundesländer (Bundesliste) 
zur Europawahl oder die Aufstellung von Landeslisten zur Europawahl 
erfolgt analog Satz (2). 

 
5 Vorschlagsliste 

Sollen in einem Wahlgang mehrere Ämter (Funktionen) besetzt werden 
(Listenwahl), sind die Kandidaten und Kandidatinnen in alphabetischer 
Reihenfolge in die Vorschlagsliste aufzunehmen. 
 

6 Getrennte Wahlgänge 
  Vorstände oder andere Gremien werden entsprechend ihrer 

satzungsmäßigen Zusammensetzung in folgenden Wahlgängen jeweils 
hintereinander und getrennt gewählt. 
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7 Wahl eines Amtes/Einzelwahl 
(1)  Ist ein Kandidat oder eine Kandidatin oder sind mehrere Kandidaten und 

Kandidatinnen für eine Funktion aufgestellt, so ist gewählt, wer die 
Mehrheit der gültigen Stimmen erhalten hat. Stimmenthaltungen 
sind gültige Stimmen. 

(2)  Erhält kein Kandidat oder keine Kandidatin die Mehrheit der gültigen 
Stimmen, so findet ein weiterer Wahlgang statt, in dem die einfache 
Mehrheit entscheidet. Bei Einzelwahlen mit nur einem Bewerber 
oder einer Bewerberin sind Nein-Stimmen statthaft. 
Endgültig nicht gewählt ist, wer mehr Nein- als Ja-Stimmen auf sich 
vereinigt. Bei Einzelwahlen mit mehreren Bewerbern bzw. 
Bewerberinnen sind Nein-Stimmen unstatthaft. 

(3)  Bei Stimmengleichheit findet eine Stichwahl statt. 
Bei erneuter Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

(4)  Die Listenaufstellung für Parlamente erfolgt in Einzelwahl 
beginnend mit der Spitzenkandidatin oder dem Spitzenkandidaten, für 
jeden Listenplatz gesondert. Mehrere Einzelwahlen können in einem 
Urnengang verbunden werden (verbundene Einzelwahl), soweit für 
den Listenplatz nur ein Bewerber oder eine Bewerberin kandidiert.  

(5) Kandidieren Vertreterinnen oder Vertreter des unterrepräsentierten 
Geschlechts nicht in ausreichender Zahl, siehe dazu 4 (2) und 4 (3), so 
kommen Kandidaturen des überrepräsentierten Geschlechts zum Zuge. 

 
8 Wahl gleichartiger Ämter/Listenwahl 
(1)  In Wahlgängen, in denen gleichzeitig mehr als eine Person zu wählen ist 

(Listenwahl), können auf einem Stimmzettel höchstens so viele 
Kandidaten und Kandidatinnen gewählt werden, wie insgesamt zu 
wählen sind. Ein Stimmzettel ist gültig, wenn mindestens die Hälfte der 
Zahl der zu Wählenden aus der Vorschlagsliste gewählt ist. 

(2)  Schreiben Satzungen oder Statuten vor, dass in einem ersten Wahlgang 
nur die Kandidaten und Kandidatinnen gewählt sind, die mehr als die 
Hälfte der gültigen Stimmen erreicht haben, und sind in einem ersten 
Wahlgang nicht alle Ämter besetzt worden, weil keine ausreichende 
Zahl von Kandidaten und Kandidatinnen mehr als die Hälfte der gültigen 
Stimmen erreicht hat, so findet ein zweiter Wahlgang statt, bei dem die 
Kandidaten und Kandidatinnen mit der höchsten Stimmenzahl gewählt 
sind. 

(3)  Kandidieren Vertreterinnen oder Vertreter des unterrepräsentierten 
Geschlechts nicht in ausreichender Zahl, siehe dazu 4 (2) und 4 (3), so 
kommen Kandidaturen des überrepräsentierten Geschlechts zum Zuge. 

(4)  Bei Stimmengleichheit gilt 7 (3) entsprechend. 
(5)  Delegierte und Ersatzdelegierte dürfen nicht in getrennten Wahlgängen 

gewählt werden. Ist ein Mitglied einer Delegation verhindert, so rückt 
der Ersatzdelegierte bzw. die Ersatzdelegierte mit der höchsten 
Stimmenzahl nach.  
 

9 Abberufung aus wichtigem Grund 
(1)  Für die Abberufung von Funktionsträgern oder Funktionsträgerinnen aus 

wichtigem Grund gelten die Bestimmungen für ihre Wahl entsprechend. 
Der Antrag auf Abberufung ist zu begründen. Ein wichtiger Grund liegt 
insbesondere vor, wenn 
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a) die Einleitung eines Ordnungsverfahrens begründet wäre, 
b) das Vertrauen der Versammlung in den Funktionsträger oder die  
    Funktionsträgerin schwer und anhaltend geschädigt ist, 
c) der Funktionsträger oder die Funktionsträgerin auf unabsehbare Zeit  
    an der Ausübung der Funktion gehindert ist. 

(2)  Die Abberufung von Funktionsträgern und Funktionsträgerinnen 
muss auf die vorläufige Tagesordnung der Versammlung gesetzt 
werden, auf der über den Abberufungsantrag abgestimmt werden soll. 
Diese Tagesordnung ist den Mitgliedern bzw. Delegierten fristgemäß 
zuzusenden. 

(3)  Gegen die Abberufung können die Betroffenen unmittelbar die 
zuständige Schiedskommission anrufen. Die Vorschriften über die 
Anfechtung von Wahlen gelten sinngemäß. 

 
10 Nachwahlen 
(1)  Für Nachwahlen gelten die gleichen Bestimmungen wie für Wahlen. Die 

Amtszeit eines nachgewählten Funktionärs oder einer nachgewählten 
Funktionärin endet zum gleichen Zeitpunkt, in dem die Amtszeit des 
oder der Ausgeschiedenen geendet hätte. 

(2)  Die Nachwahl für Funktionäre oder Funktionärinnen, die aus wichtigem 
Grund abberufen worden sind, darf nicht auf der Versammlung erfolgen, 
auf der die Abberufung vorgenommen wurde. Sie ist auf die 
Tagesordnung der nächsten Versammlung zu setzen. 

 
11 Wahlanfechtung 
(1)  Wahlen können angefochten werden, wenn die Verletzung von 

Bestimmungen der Satzung der Bundesvereinigung, des 
Parteiengesetzes, der Wahlgesetze oder des Verfassungsrechts 
behauptet wird und eine solche Rechtsverletzung zumindest möglich 
erscheint. 

(2)  Anfechtungsberechtigt sind: 
a) der zuständige Vorstand der betreffenden Gliederung, 
b) die zuständigen Vorstände höherer Gliederungen, 
c) ein Zehntel der Stimmberechtigten der Versammlung, deren Wahl     
    angefochten wird, wobei auf diejenigen abzustellen ist, die in der   
    Versammlung stimmberechtigt gewesen wären, 
d) bei Arbeitsgemeinschaften auch der jeweils zuständige Vorstand der  
    Bundesvereinigung, 
e) der oder die von einer Abberufung Betroffene. 

(3)  Eine Wahlanfechtung ist binnen zwei Wochen nach Ablauf des Tages, an 
dem die Wahl stattfand, zulässig. Der nach § 13 Abs. 2 zuständige 
Vorstand kann binnen dieser Frist auch ohne Antrag Neuwahlen 
anordnen. Fechten andere übergeordnete Vorstände die Wahl an, so 
beträgt die Anfechtungsfrist einen Monat. 

(4)  Eine Wahlanfechtung ist nur begründet, wenn und soweit der 
behauptete Mangel Einfluss auf das Ergebnis der Wahl gehabt haben 
kann. 
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12 Nichtigkeit von Wahlen 
(1)  Der zuständige Vorstand muss Neuwahlen anordnen, wenn 

a) ein Nichtmitglied gewählt worden ist – satzungsmäßige 
    Ausnahmen bei Landtagswahlen bleiben unberührt, 
b) jemand in eine Funktion gewählt wurde, obwohl eine  
    Schiedskommission unanfechtbar entschieden hat, dass er oder sie   
    diese Funktion nicht bekleiden darf, 
c) der oder die Gewählte einer anderen politischen 

Partei oder einer Vereinigung nach § 2 (1) des Organisationsstatuts 
(= Satzung der Bundesvereinigung) angehört oder für sie kandidiert, 

d) nicht geheim gewählt wurde, obwohl geheime Wahl satzungsmäßig   
    vorgeschrieben ist, 
e) die Wahl unter Drohung mit Gewalt durchgeführt wurde. 

(2)  Die Feststellung der Nichtigkeit von Wahlen kann von jedem Mitglied 
der betreffenden Gliederung begehrt werden. 

 
13 Verfahren bei Anfechtung und Nichtigkeit 
(1)  Wahlanfechtungen und Anträge auf Nichtigkeitsfeststellung müssen 

schriftlich und in dreifacher Ausfertigung gestellt werden. Sie haben die 
Gründe im Einzelnen zu nennen und die Beweise, insbesondere Zeugen 
oder Zeuginnen und Urkunden, aufzuführen. 

(2)  Die zuständige Schiedskommission kann erst angerufen werden, wenn 
über die Wahlanfechtung oder die Nichtigkeit der Wahl zuvor von dem 
Vorstand der nächst höheren Organisationsgliederung – bei 
Arbeitsgemeinschaften dem jeweils zuständigen Vorstand der 
Bundesvereinigung – entschieden worden ist. Der angerufene Vorstand 
muss innerhalb von zwei Wochen nach Eingang entscheiden. 

(3)  Gegen die Entscheidung dieses Vorstandes können, wenn 
a) die Anfechtung zurückgewiesen wurde, die Antragsteller und   
    Antragstellerinnen, 
b) die Neuwahl angeordnet wurde, die betroffenen Gewählten, 
c) der Vorstand auf einen Antrag auf Feststellung der Nichtigkeit einer    

Wahl keine Neuwahlen angeordnet hat, jedes Mitglied der 
betreffenden Gliederung  

die laut Schiedsordnung zuständige Schiedskommission anrufen. Die 
Anrufungsfrist beträgt eine Woche, beginnend mit der Bekanntgabe der 
Entscheidung des Vorstandes. 
Hat die Wahl auf einer Bezirks- oder Landesdelegiertenversammlung 
stattgefunden, ist die Bundesschiedskommission zuständig. 

(4)  Die Schiedskommission entscheidet binnen zwei Wochen nach ihrer 
Anrufung. Bezirksschiedskommissionen können in Wahlanfechtungs- 
oder Nichtigkeitsfestellungsverfahren die Berufung zur 
Bundesschiedskommission zulassen, wenn die Sache grundsätzliche 
Bedeutung hat oder eine Entscheidung der Bundesschiedskommission 
im Interesse der einheitlichen Auslegung der Wahlordnung liegt. Ist 
die Berufung zugelassen worden, so kann sie binnen einer Woche nach 
Zustellung der Entscheidung bei der Bundesschiedskommission 
eingelegt werden; innerhalb dieser Frist ist sie auch zu begründen.  

(5)  Wegen einer Wahlanfechtung oder der Feststellung der Nichtigkeit einer 
Wahl kann ein staatliches Gericht erst angerufen werden, wenn die 
zuständige Schiedskommission entschieden hat. 
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(6)  Anfechtungserklärungen und Anträge auf Nichtigkeitsfeststellung 
haben keine aufschiebende Wirkung. 
Der zuständige Vorstand und die Schiedskommission können 
einstweilige Anordnungen treffen. Werden Neuwahlen angeordnet, so 
hat der zuständige Vorstand unverzüglich die Versammlung einzuladen, 
auf der die Neuwahlen stattfinden. 

(7)  Delegierte sind nicht abstimmungsberechtigt, wenn ihre Wahl 
a) nichtig ist oder 
b) gegen staatliches Wahlrecht verstößt, 
c) erfolgreich angefochten wurde. 
 

14 Inkrafttreten 
Die Wahlordnung tritt zum Zeitpunkt der Beschlussfassung durch die 
Mitgliederversammlung in Kraft und ist durch die Bundesvorstandschaft 
zu unterzeichnen. 

 
 

Dessau, den 12.06.2010 
 
Die Bundesvorstandschaft: 
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Schiedsordnung der Bundesvereinigung             

FREIE WÄHLER  
 
§ 1 Zuständigkeit Schiedsgericht  
Das Schiedsgericht ist zuständig für folgende Entscheidungen:  
a) Ausschlussverfahren von Mitgliedern  
b) Einsprüche bei Ordnungsmaßnahmen gegen Gebietsvereinigungen  
c) Einsprüche bei Ordnungsmaßnahmen gegen Mitglieder  
d) Streitigkeiten zwischen der Bundesvereinigung FREIE WÄHLER und ihren   
    Gliederungen, der Organen der Gliederungen der Bundesvereinigung FREIE   
    WÄHLER und  den Mitgliedern der Bundesvereinigung.  
 
§ 2 Wahl des Schiedsgerichts  
Der Vorsitzende sowie die beiden Beisitzer und zwei Ersatzbeisitzer werden in 
je einem Wahlgang nach den Grundsätzen gewählt, die für die Wahl der 
Vorstandsmitglieder gelten.  
 
§ 3 Besetzung des Schiedsgerichts  
(1) Das Schiedsgericht ist besetzt mit dem Vorsitzenden und zwei Beisitzern.  
(2) Im Fall der Verhinderung des Vorsitzenden wird dieses Amt von den  
     Beisitzern in der Reihenfolge der auf sie bei der Wahl entfallenden   
     Stimmenzahl wahrgenommen.  
(3) Bei gleicher Stimmenzahl bestimmt sich die Reihenfolge durch  
     Losentscheid.  
 
§ 4 Befangenheit  
(1) Die Mitglieder des Schiedsgerichts können von jedem Beteiligtem wegen  
     Besorgnis der Befangenheit abgelehnt werden oder sich selbst für   
     befangen erklären, wenn ein Grund vorliegt, der geeignet ist, Misstrauen  
     gegen ihre Unparteilichkeit zu rechtfertigen.  
(2) Das Ablehnungsgesuch muss bei dem Schiedsgericht binnen einer Woche  
     nach Zustellung der Ladung eingereicht und begründet werden. Mit der   
     Ladung muss das Mitglied über sein Ablehnungsrecht belehrt werden.  
(3) Tritt während eines Ausschlussverfahrens ein Umstand ein, der die  
     Besorgnis der Befangenheit rechtfertigen könnte, so ist das  
     Ablehnungsgesuch unverzüglich und vor weiteren Äußerungen zur Sache  
     vorzubringen.  
(4) Über Ablehnungsgesuche entscheidet das Schiedsgericht ohne sein  
     abgelehntes Mitglied. Über jeden Fall einer Ablehnung wird gesondert  
     entschieden. Dem Ablehnungsgesuch ist stattzugeben, wenn ein Mitglied  
     des Schiedsgerichts es für begründet erachtet.  
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§ 5 Ausschlussverfahren  
(1) Der Antrag auf Durchführung eines Ausschlussverfahrens kann nur vom  
     Vorstand gestellt werden.  
(2) Der Antrag ist schriftlich bei dem Schiedsgericht einzureichen. Aus ihm  
     müssen die Vorwürfe im Einzelnen hervorgehen. Die Beweise,  
     insbesondere etwaige Zeugen, Urkunden usw. sind aufzuführen.  
(3) Das Verfahren über den Ausschluss beginnt mit dem Eingang des Antrags  
     bei dem Schiedsgericht. Der Antrag ist dem Antragsgegner unverzüglich  
     zuzustellen.  
 
§ 6 Verhandlung  
(1) Grundlage der Entscheidung ist die mündliche Verhandlung.  
(2) Der Vorsitzende setzt Zeit und Ort der mündlichen Verhandlung fest und  
     veranlasst die Ladung der Beteiligten und der Zeugen. Er bestimmt den  
     Protokollführer, der Mitglied sein muss und nicht Beteiligter sein darf; der  
     Protokollführer ist zur Verschwiegenheit verpflichtet.  
(3) Die Ladung ergeht schriftlich und ist zuzustellen. Sie muss enthalten:  
      a) Ort und Zeit der Verhandlung,  
      b) eine Belehrung über das Ablehnungsrecht,  
      c) den Hinweis, dass bei Fernbleiben des Antragsgegners in seiner   
          Abwesenheit entschieden werden kann.  
(4) Zwischen der Ladung der Beteiligten und der mündlichen Verhandlung  
     muss eine Frist von zwei Wochen liegen. Die Frist kann im Einverständnis  
     mit den Beteiligten abgekürzt werden.  
 
§ 7 Verfahrensbeteiligte Auschlussverfahren  
(1) Beteiligte in einem Ausschlussverfahren oder Ordnungsverfahren sind:  
      a)  das Mitglied, gegen das der Antrag auf Ausschluss gerichtet ist   
           (Antragsgegner), oder die Gebietsvereinigung gegen die eine  
           Ordnungsmaßnahme verhängt werden soll,  
      b)  die Mitglieder des Vorstandes (Antragsteller),  
      c)  die Beigeladenen (Abs. 2).  
(2) Der Vorsitzende kann von sich aus oder auf Antrag einzelne Mitglieder  
     oder Gliederungen beiladen. Entspricht der Vorsitzende einem Antrag auf  
     Beiladung nicht, so entscheidet das Schiedsgericht anschließend.  
 
§ 8 Gütliche Einigung  
Das Schiedsgericht hat in geeigneten Fällen auf eine gütliche Beilegung des 
Streites hinzuwirken.  
 
§ 9 Mündliche Verhandlung  
(1) Die mündliche Verhandlung beginnt mit der Feststellung der Anwesenheit  
     der Beteiligten.  
(2) Das Schiedsgericht lässt auf Antrag des Beschuldigten ein Mitglied als  
     Beistand des Antragsgegners zu.  
(3) Der Vorsitzende leitet die Verhandlung. Werden seine Entscheidungen  
      beanstandet, so entscheidet das Schiedsgericht.  
(4) Vor der Beweisaufnahme sind dem Antragsteller und dem Antragsgegner,  
     Gelegenheit zur Äußerung über den Antrag zu geben.  
(5) Nach Abschluss der Beweisaufnahme haben alle Beteiligten in derselben      
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     Reihenfolge das Recht zu Schlusserklärungen und zu Anträgen. Der           
      Antragsgegner hat außerdem das Recht auf das letzte Wort; neue  
      Tatsachen oder Anträge können nicht mehr vorgebracht werden.  
 
§ 10 Protokoll  
(1) Über die mündliche Verhandlung ist ein Protokoll anzufertigen, das den  
     wesentlichen Inhalt der Verhandlung wiedergibt. Anträge der Beteiligten  
     und Beschlüsse des Schiedsgerichts sind im Wortlaut aufzunehmen oder  
     dem Protokoll als Anlage beizufügen.  
(2) Die Beteiligten können verlangen, dass einzelne Äußerungen wörtlich   
      protokolliert werden.  
(3) Das Protokoll ist von dem Vorsitzenden und von dem Protokollführenden  
      Zu unterzeichnen.  
 
§ 11 Freie Beweiswürdigung, Entscheidungsgründe  
(1) Das Schiedsgericht ist an Anträge der Beteiligten nicht gebunden.  
(2) Das Schiedsgericht bewertet die Beweisaufnahme nach freier  
     Überzeugung.  
(3) Bei der Beratung über Entscheidungen dürfen nur Mitglieder des  
     Schiedsgerichts anwesend sein.  
(4) Die abschließende Entscheidung des Schiedsgerichts ist von dem  
     Vorsitzenden zu unterschreiben und den Beteiligten zuzustellen. Die   
     Zustellung soll spätestens drei Wochen nach dem Ende der mündlichen  
     Verhandlung erfolgen.  
(5) Die Entscheidung muss mit Gründen versehen sein.  
 
§ 12 Maßnahmen  
(1) Das Schiedsgericht muss eine der folgenden abschließenden 
Entscheidungen treffen:  
     a) Ausschluss  
     b) Feststellung, dass sich der Antragsgegner eines Verstoßes gegen die  
         Satzung nicht schuldig gemacht hat  
     c) Einstellung des Verfahrens.  
(2) Das Verfahren ist einzustellen, wenn sich in seinem Verlauf ergibt, dass  
     die Schuld des Antragsgegners gering und die Folgen seines Verhaltens  
     unbedeutend sind oder der Antrag zurückgenommen wird.  
 
§ 13 Öffentlichkeit  
(1) Mitglieder können als Zuhörende an mündlichen Verhandlungen   
     teilnehmen.  
(2) Die Zuhörenden können von der Verhandlung ganz oder zeitweilig  
     ausgeschlossen werden, wenn es das Parteiinteresse oder das Interesse  
     der Beteiligten gebieten.  
(3) Beteiligte, Beistände und Zuhörende können durch das Schiedsgericht von  
     der weiteren Verhandlung ganz oder zeitweilig ausgeschlossen werden,  
     wenn Sie Anordnungen des Vorsitzenden keine Folge leisten.  
 
§ 14 Verschwiegenheit  
(1) Bis zum endgültigen Abschluss des Verfahrens haben sich die Mitglieder  
     des Schiedsgerichts und alle Beteiligten sowie der Beistand aller  
     Äußerungen zur Sache außerhalb des Verfahrens zu enthalten.  
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§ 15 Eilentscheidung des Vorstandes  
(1) In Fällen in denen eine schwere Schädigung der FW eingetreten oder mit 
großer Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist und das Vereinsinteresse ein 
schnelles Eingreifen erfordert, kann der Vorstand das Ruhen aller oder 
einzelner Rechte aus der Mitgliedschaft für längstens drei Monate anordnen. 
(2) Der Beschluss über die Anordnung ist mit einer Begründung zu versehen 
und dem Betroffenen zuzustellen. 
(3) Der Beschluss über die Anordnung gilt gleichzeitig als Antrag auf 
Durchführung eines Ausschlussverfahrens. 
(4) Über den Antrag entscheidet das Schiedsgericht. 
(5) Das Schiedsgericht hat in jeder Lage des Verfahrens zu prüfen, ob die 
Fortdauer der vorläufigen Maßnahme noch erforderlich ist. Wird die 
Maßnahme nicht innerhalb von drei Monaten durch Beschluss 
aufrechterhalten, so tritt sie mit Ablauf dieser Frist außer Kraft. 
 
§ 16 Zustellungen, Fristberechnung  
(1) Zustellungen erfolgen durch einen eingeschriebenen Brief mit Rückschein.  
(2) Eine Sendung gilt auch dann als zugestellt, wenn der Adressat ihre  
     Annahme verweigert oder wenn sie einem Angehörigen seines Haushalts  
     übergeben worden ist.  
(3) Kann der Betreffende unter der Anschrift, die er zuletzt angegeben hatte,  
     nicht erreicht werden, so gilt die Zustellung als bewirkt, wenn die Sendung  
     für die Dauer einer Woche beim zuständigen Postamt niedergelegt war.  
(4) Auf die Fristberechnung finden die Vorschriften des Bürgerlichen  
     Gesetzbuches (§§ 187 – 193) Anwendung.  
 
§ 17 Kosten und Auslagen  
(1) Das Verfahren vor dem Schiedsgericht ist kostenfrei.  
(2) Mitgliedern des Schiedsgerichts, den von ihm geladenen Zeugen sowie  
     den Beigeladenen sind auf Antrag die notwendigen Auslagen zu erstatten.  
(3) Dem Antragsgegner werden die notwendigen Auslagen erstattet, wenn  
     das Schiedsgericht die Feststellung getroffen hat, dass er sich eines  
     Verstoßes gegen die Satzung nicht schuldig gemacht hat.  
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§ 18 Inkrafttreten  
(1) Diese Schiedsordnung tritt mit Satzungsänderung am 20.02.2010 der 
     Bundesvereinigung FREIE WÄHLER in Kraft.  
 
 
 
Münster, den 20.02.2010  
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Erstattungsordnung der Bundesvereinigung 

FREIE WÄHLER  

 
1. Persönlicher Geltungsbereich 

 

Erstattung nach dieser Ordnung erhalten Mitglieder und Beauftragte der 

Bundesvereinigung FREIE WÄHLER, wenn sie durch Auftrag, Beschluss oder 

Wahl durch hierzu befugte Personen oder Gremien als Delegierte oder 

Beauftragte tätig werden. Auftrag, Beschluss oder Wahl sind zu 

protokollieren.  

 
2. Sachlicher Geltungsbereich  

 

(a) Erstattungsfähig sind nur Aufwendungen, die sich aus dem besonderen 

Auftrag, Beschluss oder die besondere Wahl ergeben. Nicht erstattet werden 

Aufwendungen, die über den besonderen Auftrag, Beschluss oder die 

besondere Wahl hinausreichen  

und/oder auf die eigene Entscheidung des Mitglieds zurück gehen.  

(b) Erstattungsfähig nach dieser Ordnung sind nach den unten angeführten 

Maßgaben:  

• Fahrtkosten (z. B. Fahrten zu Mitgliederversammlungen, Fahrten      

  zum Zwecke der Wahlkampfmittelverteilung etc.) 

• Verpflegungsmehraufwendungen durch Auswärtstätigkeit  

• Übernachtungskosten  

• Sachkosten, wie Telefongebühren, Porto, Büromaterial, Bewirtung,  

  Kosten der Beförderung von Sachen durch private Transport- oder  

  Zustellunternehmen (z.B. UPS, DPD ...), Informationskosten usw.  

 
3. Fahrtkosten  

 

Erstattet werden:  

(a) die tatsächlich nachgewiesenen Fahrtkosten durch Benutzung öffentlicher 

Verkehrsmittel.  

Alle Möglichkeiten der Preisermäßigung sind bei der Benutzung öffentlicher 

Verkehrsmittel auszuschöpfen.  
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(b) bei Benutzung privater Beförderungsmittel gelten folgende Pauschalsätze:  

PKW                                                                         Euro 0,30/km  

PKW gegen Nachweis der Mitnahme weiterer Personen Euro 0,32/km  

Motorrad                                                                   Euro 0,13/km  

Moped                                                                      Euro 0,08/km  

Fahrrad                                                                     Euro 0,05/km  

 

(c) die tatsächlich nachgewiesenen Fahrtkosten für Taxifahrten, wenn zur 

Ausführung des Auftrages oder Beschlusses oder zur Ausübung des 

Wahlamtes im Einzelfall die Benutzung anderer öffentlicher Verkehrsmittel 

nicht möglich war. Die besondere Veranlassung ist auf dem Beleg in Kurzform 

zu begründen.  

 

(d) die tatsächlich nachgewiesenen Park- und Straßenbenutzungsgebühren. 

Andere Nebenkosten der Fahrttätigkeit, wie etwa besonders veranlasste 

Aufwendungen für Insassen und Unfallversicherungen bedürfen der 

besonderen und vorherigen Genehmigung.  

 
4. Verpflegungsmehraufwendungen durch Auswärtstätigkeit  

 

Erstattet werden, unabhängig von den tatsächlich entstandenen Kosten, die 

nachstehenden Pauschalen für durch Auswärtstätigkeit bedingte 

Mehraufwendungen: 

 

 
 

Falls ein Frühstück bei den Übernachtungskosten eingeschlossen ist, muss bei 
allen oben stehenden Pauschalen ein Betrag von Euro 4,50 abgezogen 
werden.  

 
5. Übernachtungskosten  

 
Erstattet werden die tatsächlich nachgewiesenen Übernachtungskosten bis zu 
Euro 120,00 je Übernachtung / pro Person. Höhere Übernachtungskosten 
bedürfen der gesonderten und vorherigen Genehmigung. 

 
6. Sachkosten  

 
Erstattet werden:  
(a) im Einzelfall die tatsächlich nachgewiesenen Kosten. Regelmäßig 
wiederkehrende Kosten bedürfen der gesonderten und vorherigen 
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Genehmigung. Die Kosten sind auf den Belegen durch kurzen Vermerk zu 
begründen und der Zusammenhang zu Auftrag, Beschluss oder Wahlamt 
kenntlich zu machen.  
(b) ohne Einzelnachweis pauschal Kosten für Telekommunikation und Online-
Kosten der Mitglieder des Bundesvorstandes oder Beauftragten in Höhe von 
monatlich bis zu Euro 30,00.  
(c) Zur Abgeltung für die Kosten, die Vorstandsmitgliedern und Beauftragten 
durch die Nutzung ihres privaten Computers für die Belange des Verbandes 
entstehen, können pauschal monatlich Euro 15,00 in Rechnung gestellt 
werden. 

 
7. Genehmigung  

 
Aufwendungen, die der vorherigen und gesonderten Genehmigung bedürfen, 
sind von der/dem Anspruchsberechtigten bei der hierzu zuständigen befugten 
Person (SchatzmeisterIn oder BundesgeschäftsführerIn) oder dem hierfür 
zuständigen Gremium (in der Regel geschäftsführender Vorstand) zu 
beantragen und zu begründen. Die Genehmigung oder Ablehnung des 
Antrages ist zu protokollieren. 

 
8. Abrechnung  

 
Der/die Anspruchsberechtigte hat spätestens 12 Monate nach Entstehung der 
Aufwendung schriftlich durch Abrechnung seinen Anspruch geltend zu 
machen. Später geltend gemachte Ansprüche werden nur nach Nachweis 
besonderer Gründe der/des Anspruchsberechtigten erstattet. 

 
9. Steuerlich begünstigter Verzicht auf die Erstattung zugunsten einer   
    Zuwendung an die politische Vereinigung 

 
Der/die Anspruchsberechtigte wird mit Rücksicht auf die Kassenlage darum 
gebeten, den erstattungsfähigen Betrag oder Teilbetrag der politischen 
Vereinigung als Spende zur Verfügung zu stellen. Die Zuwendung durch 
ganzen oder teilweisen Verzicht auf die Erstattung muss unter Nennung des 
Zuwendungs- und ggf. Auszahlungsbetrages schriftlich auf der Abrechnung 
erklärt werden. Zuwendungen (einschließlich Beiträge) an politische 
Vereinigungen bis zu einer Höhe von Euro 1.650,-für nicht verheiratete und 
bis zu einer Höhe von Euro 3.300,-für verheiratete und zusammen veranlagte 
Anspruchsberechtigte, sind steuerlich nach § 34g EStG steuerbegünstigt und 
ermäßigen die Einkommenssteuer um die Hälfte des zugewendeten Betrages. 
Beiträge und Zuwendungen, die diese Höchstbeträge übersteigen, können 
nochmals nach § 10b EStG Steuer mindernd geltend gemacht werden. 

 
10. Inkrafttreten  

 
Diese Erstattungsordnung als Ergänzung zur Satzung ist mit der 
Verabschiedung am 24.01.2009 in Würzburg in Kraft getreten. 
Diese Erstattungsordnung wird im Zusammenhang mit der am 20.02.2010 
verabschiedeten, abgeänderten Satzung ohne Änderungen mit übernommen. 
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Aufgaben und Befugnisse der Kassenprüfer 
der Bundesvereinigung             

FREIE WÄHLER  
 

1. Allgemeines 
Die Wahl der Kassenprüfer ist eine satzungsgemäße Verpflichtung der 
Vereine, sie sind Organe der Mitgliederversammlung. Kassenprüfer sind 
integre Vereinsmitglieder und sollen Sachkenntnisse auf dem Gebiet der 
Buchhaltung und zur Überprüfung finanzieller Geschehnisse besitzen. Die 
Kassenprüferkommission soll aus mindestens zwei Personen bestehen. Sie 
werden von der Mitgliederversammlung für die Zeit einer Legislaturperiode 
gewählt. Aus diesem Personenkreis wird ein Leiter der Kommission 
Kassenprüfung (1. Kassenprüfer) gewählt. Die Wiederwahl der Kassenprüfer 
ist möglich. Die Kassenprüfer unterliegen keiner Weisung, Beauflagung oder 
Beauftragung des Vorstandes. Sie dürfen nicht Mitglied des Vorstandes, bzw. 
des Erweiterten Vorstandes sein. Sie sind in sachlicher Hinsicht unabhängig 
und nur an das Gesetz gebunden. Die Kassenprüfer haben sich vor jeder 
Prüfung mit der Spezifik im Verein vertraut zu machen. Dazu gehören u. a. 
die Satzung, gefasste Beschlüsse, Festlegungen, Hinweise zu steuerlichen und 
rechtlichen Aspekten der Parteienfinanzierung. Hierzu sind die gewählten 
Kassenprüfer vom Vorstand zu unterstützen. 
 
2. Befugnisse der Kassenprüfer 
Die Kassenprüfer sind befugt 
- Einblick in alle Unterlagen des Vereins zu nehmen 
- Auskunft über Aufkommen und Verwendung der Finanzmittel des Vereins zu   
  verlangen 
- auch ohne vorherige Ankündigung die Kasse des Vereins zu prüfen 
- eine Prüfung des Jahresabschlusses am Ende des Geschäftsjahres  
  vorzunehmen 
- den Vorstand und die Mitgliederversammlung / Bundesdelegierten-  
  versammlung auf Unregelmäßigkeiten in der Geschäftsführung hinweisen. 
 
Kassenprüfer sind nicht verpflichtet 
- jeden Geschäftsvorgang detailliert auf Zweckmäßigkeit und Richtigkeit zu  
  überprüfen, sondern können sich auf stichprobenhafte Kontrollen  
  beschränken 
- Unregelmäßigkeiten in der Geschäftsführung im Details nachzuweisen,   
  hierzu muss der Vorstand die notwendige Auskunft erteilen 
- Auskunft über Prüfungsergebnisse jedem einzelnen Mitglied des Vorstands  
  zu geben, 
- Auskunftspflicht gegenüber Mitgliedern besteht nur auf der  
  Mitgliederversammlung / Bundesdelegiertenversammlung 
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3. Forderungen an die Kassenprüfung 
3.1. Die Kassenprüfung hat mindestens einmal jährlich zu erfolgen 
3.2. Die Kassenprüfung obliegt den Kassenprüfern unverzüglich nach  
       Mitteilung der Fertigstellung des Jahresabschlusses durch den Vorstand 
3.3. Auftretende Fragen, Unregelmäßigkeiten oder Mängel sind unverzüglich  
       dem Vorstand mitzuteilen 
3.4. Prüfungstermine sind mit dem Vorstand abzustimmen, außer  
       unangemeldete Kassenprüfungen 
 
4. Umfang der Prüfung 
 

Schwerpunkte:  1. Protokoll-, Buch- und Belegprüfung 
2. Prüfung der Buchführung 
3. Prüfung der Vermögensrechnung 
4. Prüfung der Jahresrechnung 
 

- Prüfung der Beschlüsse des Vorstandes auf Einhaltung der Satzung 
- Prüfung der Protokolle der Mitglieder-/ Bundesdelegiertenversammlung, des   
  Vorstandes, der Rechnungsbücher, Rechnungsbelege, Rechnungsnachweise   
  und der dazu gehörigen Unterlagen 
- Einhaltung der gesetzlichen Buchführungsvorschriften nach dem Grundsatz 
- der Übersichtlichkeit 
- der Vollständigkeit 
- dem Saldierungsverbot von Erlösen und Aufwendungen 
- die Vollständigkeit der Bücher, Konten und Belege 
- Feststellung der rechnerischen Richtigkeit 
- die Übereinstimmung der Abschlusszahlen des Vorjahres mit den   
  Eröffnungszahlen des laufenden Jahres 
- Rechnerische und sachliche Überprüfung aller Einnahmen und Ausgaben, die  
  nicht satzungsgemäßen Beschlüssen entsprechen, 
- Rechnerische und sachliche Überprüfung der satzungsgemäßen Einnahmen   
  und Ausgaben, 
- Rechnerische und sachliche Überprüfung des Einzuges und der Abführung  
  aller durchlaufenden Posten entsprechend bestehenden Verträgen (Pacht,   
  Versicherungen etc.) bzw. den gestellten Rechnungen (Wasser, Strom, etc.) 
- Prüfung der Jahresrechnung 
- Nachweis angelegter Vermögensbestände bei Geldinstituten und deren  
  ordentliche Bestätigung 
- Kontrolle des Einzuges aller Forderungen aus dem laufendem Geschäftsjahr  
- Kontrolle der Mitgliederliste und Abrechnung der Mitgliedsbeiträge 
- Die Beurteilung der Finanzlage d.h. die Prüfung der zukünftigen  
  Zahlungsfähigkeit des Vereins 
 
5. Anfertigung einer Niederschrift (Kassenprüfbericht) 
Über jede Kassen- und Buchprüfung ist eine Niederschrift in zweifacher 
Ausfertigung zu erstellen, in der die Ergebnisse festgehalten werden. Dieser 
Bericht ist von beiden Kassenprüfern zu unterzeichnen. Ein Exemplar ist in 
den Vorstandsakten zu hinterlegen. 
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6. Inhalt der Niederschrift (siehe auch Anlage 2 Kassenprüfbericht) 
- Ordnungsmäßigkeit der Kassenführung entsprechend der Finanzordnung  
- Stand der Einnahmen und Ausgaben 
- Vollständigkeit der Einnahmen und Gründe für Abweichungen 
- Ordnungsmäßigkeit der Ausgaben 
- Wirtschaftliche Lage des Vereins 
- Vorschlag zur Entlastung des Vorstandes 
 
7. Übergabe und Information an den Vorstand 
Die Niederschrift ist durch die Kassenprüfer unverzüglich nach Fertigstellung 
dem Vorstand schriftlich vorzulegen. 
 
8. Information der Mitglieder-/ Bundesdelegiertenversammlung 
In der jährlichen Mitglieder-/Bundesdelegiertenversammlung tragen die 
Kassenprüfer den Prüfbericht mündlich vor und beantragen ggf. die 
Entlastung des Vorstandes durch Beschluss der Mitglieder-/ 
Bundesdelegiertenversammlung. 
 
 
Anlagen:  
Anlage 1: Hinweise zur Kassenprüfung 

Anlage 2: Kassenprüfungsbericht (Muster) 
 
 
Diese Ordnung wurde auf der Mitgliederversammlung am 20.02.2010 in 
Münster beschlossen. 
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Anlage 1: Hinweise zur Kassenprüfung 
 

 
1.Prüfung der Bargeldgeschäfte auf 
- Vergleich von Bargeldbestand mit Kassenbuch 
- Addition der Eintragungen im Kassenbuch und Kontrolle des Übertrages 
- Nachweis der Einzahlungen auf Abhebungen vom Bankkonto 
- Prüfung der Barbelege 
 
2. Belegprüfung 
- für jede Buchung muss ein Beleg vorhanden sein 
- sind die Belege ordentlich ausgefüllt und abgezeichnet 
- sämtliche Belege sind fortlaufend zu nummerieren 
- sämtliche Belege sind getrennt nach Kasse und Bank chronologisch zu   
  ordnen 
- sind Einnahmen und Ausgaben auf dem jeweiligen Konto ordnungsgemäß  
  gebucht 
 
3. Prüfung der Geldbewegung 
- sollte wie Belegprüfung erfolgen 
- die fortlaufende Übereinstimmung der Kontenbestände auf den  
  Bankauszügen 
- die Übereinstimmung von Inhalt der Kontoauszüge mit dem Kassenbuch  
  (Journal) 
 
4. Prüfung der Zahlungen von Mitgliedern 
- Übereinstimmung der von den Mitgliedern geforderten Zahlungen mit der   
  Satzung, gefassten Beschlüssen und bestehenden vertraglichen  
  Verpflichtungen anhand der vorzulegenden Mitgliederliste 
- Zahlungsrückstände und Zahlungsschuldner sowie die Aktivitäten des  
  Vorstandes zum Eintreiben der Forderungen 
 
5. Sachliche Richtigkeit der Ausgaben 
- Vergleich der tatsächlichen Ausgaben mit dem von der   
  Mitglieder-/Bundesdelegiertenversammlung betätigten    
  Finanzplan/Haushaltsplan 
- Die Übereinstimmung von außerplanmäßig getätigten Ausgaben mit einem  
  rechtmäßig gefassten Beschluss des Vorstandes oder der MV 
- Nutzung kostengünstigster Varianten bei Ausgaben 
- Prüfung auf Möglichkeiten der Kostenreduzierung und Einsparung von  
  Finanzmitteln 
 
6. Prüfung des Jahresabschlusses 
- die rechnerischen Richtigkeit 
- die vollständige Übernahme der Einnahmen und Ausgaben von den Konten   
  in den Jahresabschluss 
- die Untersuchung der ggf. erteilten Hinweise und Bemerkungen des  
  Wirtschaftsprüfers 
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7.Prüfung des Vermögensberichtes 
- Übereinstimmung von Vermögensbericht mit dem tatsächlichen Beständen  
  an finanziellen Mitteln (Bargeld, Bankguthaben, Forderungen, Inventar,   
  finanzielle Verbindlichkeiten) 
- Richtige parteigesetzlich notwendige Erfassung von Mitgliedsbeiträgen,  
  Zuwendungen, Spenden und sonstigen Einnahmen 
- Erfassung der Zu- und Abgänge von Inventar und dessen Erfassung in  
  einem Inventarregister 
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Anlage 2: Kassenprüfungsbericht (Muster) 

 
Kassenprüfungsbericht (Muster) 

 
FREIE WÄHLER - Prüfung Geschäftsjahr 20.. 
 
Die Prüfung wurde durch die gewählten Kassenprüfer des Vereins 
Herr/Frau ....................... 
Herr/Frau ....................... 
am …………       in der Zeit vom .............. bis .............. durchgeführt. 
 
Die Überprüfung erfolgte für das Geschäftsjahr ............... , Zeitraum 
01.01........... bis 31.12.  
 
Auskünfte erteilten 
Herr/Frau ...............  (Vorsitzender) 
Herr/Frau ...............  (Schatzmeister) 
Herr/Frau ………........   (Geschäftsführer) 
 
Überprüft wurden: 
- alle Kontoauszüge der ............................. Sparkasse/Bank 
- alle Belege des überprüften Zeitraumes 
- alle Ein- und Ausgaben auf rechnerische und sachliche Richtigkeit 
- das Kassenbuch (Journal) 
- Satzung, Beschlüsse des Vereins im Zusammenhang mit finanziellen 
Festlegungen 
 
Ergebnis der Überprüfung 
Alle Belege sind vollständig vorhanden, chronologisch und übersichtlich 
geordnet. 
Die Buchführung und Jahresabschluss entsprechen den Festlegungen der 
Satzung und gefasster Beschlüsse. Alle Ein- und Ausgaben waren vollständig, 
rechnerisch und sachlich richtig und nachvollziehbar dokumentiert. Alle 
Unterlagen über Forderungen und Verbindlichkeiten wurden vollzählig 
nachgewiesen und entsprechen den buchhalterischen Anforderungen. 
 
  Die Prüfung der Buchungen ergab keinerlei Beanstandungen.  
 
  Die Prüfung der Buchungen ergab die nachfolgenden Beanstandungen: 
 
.………………………………………………………………………………………………………. 
.………………………………………………………………………………………………………. 
 
Finanzbestände des Vereins: 
Anfangsbestand per 01.01. ..... .............,- €  (Vorjahr) 
Endbestand per 31.12. ..... ...................,- €  (Vorjahr) 
Anfangsbestand per 01.01. ..... ............ ,- €  (überprüftes Geschäftsjahr) 
Endbestand per 31.12. ..... ...................,- €  (überprüftes Geschäftsjahr) 
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Die Überprüfungen erfolgten auf der Grundlage der Ordnung über die 
Tätigkeit der Kassenprüfer unseres Vereins. Unter Beachtung des Ergebnisses 
der Überprüfung kann dem Vorstand daher Entlastung erteilt werden. 
 
Wir beantragen, dass die Mitglieder-/Bundesdelegiertenversammlung dem 
Vorstand des Vereins Entlastung für das Geschäftsjahr …………….……. erteilt. 
 
Ort, Datum 
 
 
………………………………………  ………………………………………. 
Unterschrift 1. Kassenprüfer    Unterschrift 2. Kassenprüfer 
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I. Grundsätze 
 

Unabhängig, sachbezogen, bürgernah – der Mensch im Mittelpunkt 

Wir FREIEN WÄHLER bekennen uns zu unserer freiheitlich demokratischen 
Grundordnung und stehen für solide Staatsfinanzen, Verlässlichkeit und 
Transparenz in der Politik. 

Wir FREIEN WÄHLER sind wertkonservativ, da wir uns für den Erhalt ge-
wachsener lokaler, regionaler und nationaler Traditionen nachdrücklich einset-
zen. Wir sind aber zugleich auch bürgerlich-liberal, da wir für Bürgerrechte und 
damit die Freiheit des Einzelnen eintreten. Wir wollen Bewährtes erhalten und 
mit den Anforderungen der modernen Gesellschaft in einer globalisierten Welt 
vereinen. 

Unsere Politik stellt den Menschen und dessen Wohl in den Mittelpunkt. Durch 
unsere starke kommunale Verwurzelung können wir unsere über Jahre ge-
sammelten Erfahrungen aus Rathäusern und Kommunalparlamenten einbrin-
gen.  

Um das gesellschaftliche Zusammenleben in Deutschland zu gestalten, schaf-
fen wir Rahmenbedingungen, die jedem Einzelnen die faire Chance bieten, 
sein Leben in Eigenverantwortung und nach seinen Wünschen zu führen. Da-
bei endet individuelle Freiheit dort, wo die Freiheit Anderer eingeschränkt wird. 

Ein Leben in Sicherheit sowie das Streben nach Wohlstand und Glück sind 
Grundbedürfnisse der Menschen und damit Auftrag unserer Politik. 

Wir FREIEN WÄHLER sind die Bürger aus der Mitte der Gesellschaft, die 
sachbezogen und ohne Parteiideologie politische Verantwortung zum Wohle 
der Menschen in unserem Lande übernehmen wollen. Wir wollen die Bürger 
stärker in politische Entscheidungsprozesse einbeziehen und die direkte De-
mokratie stärken. 

Wir FREIEN WÄHLER wollen politische Entscheidungsprozesse in die tiefst 
mögliche demokratische Ebene verlagern. Politische Verantwortung muss dort 
wahrgenommen werden, wo auch die Folgen der politischen Entscheidungen 
zu tragen sind. Alle politischen Entscheidungsebenen müssen das Gemein-
wohl der bundesdeutschen Gesellschaft als Ziel haben. Dies erfordert die 
Ausstattung mit den entsprechenden Rechten und finanziellen Mitteln auf den 
jeweiligen Ebenen. 

Wir FREIEN WÄHLER wollen, dass das Verhältnis zwischen den einzelnen 
Bürgern und dem Staat angesichts einer zunehmenden Politikverdrossenheit 
wieder auf eine vertrauensvolle Grundlage gestellt wird. Wir sehen uns der 
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Freiheit des Individuums und der gesellschaftlichen Verantwortung gleicher-
maßen verpflichtet. 

Wir FREIEN WÄHLER plädieren für die Stärkung der Demokratie durch mehr 
basisdemokratische Einflussmöglichkeiten. Wir wollen Rahmenbedingungen 
schaffen, durch die sich möglichst viele Menschen in unserer Gesellschaft po-
litisch einbringen und Verantwortung übernehmen können. Deshalb fordern 
wir FREIEN WÄHLER bundesweite Volksbegehren und -entscheide sowie ei-
ne Direktwahl des Bundespräsidenten und das Initiativrecht des Volkes. Wir 
stehen für starke Mandatsträger außerhalb von Fraktionszwängen und stem-
men uns gegen eine schleichende Entmachtung der Parlamente. 

Um die besten Ideen zum Wohle aller Bürger durchzusetzen, ziehen wir 
FREIEN WÄHLER die parteiübergreifende Zusammenarbeit einer ideologi-
schen Parteipolitik vor.  

Die Vertretung von Gruppeninteressen gegenüber der Politik ist zwar legitimer 
Bestandteil unseres demokratischen Systems, muss aber weit mehr als bisher 
für die Bürger nachvollziehbar offengelegt werden. 

Wir FREIEN WÄHLER stehen für eine transparente Politik. Damit die Bürger 
ihre Rechte wahrnehmen können, müssen sie umfassenderen Zugang zu amt-
lichen Informationen haben. „E-Government“ ist deshalb ein wichtiger Bau-
stein zur Stärkung einer offenen und modernen Demokratie. 

Wir setzen uns dafür ein, Parteispenden und Sponsoring zu reglementieren. 
Nur so kann das Vertrauen der Bürger in eine unabhängige Politik gewährleis-
tet werden.  
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II. Gesellschaft 
 

Gemeinsam leben in einer solidarischen Gesellschaft 

Wir FREIEN WÄHLER sind geprägt vom europäischen Welt- und Menschen-
bild. Die Gemeinschaft aus Eltern und Kindern verdient unseren besonderen 
Schutz. Sie gilt es als das Fundament unserer Gesellschaft besonders zu 
stärken. Wir wollen mit unserer Politik Rahmenbedingungen schaffen, um ein 
familienfreundliches Klima herzustellen.  

Unsere Gesellschaft steht durch den demographischen Wandel vor gravieren-
den Herausforderungen. Wir FREIEN WÄHLER stellen uns dieser Aufgabe. 
Wichtig sind uns hier das solidarische Miteinander von Jung und Alt, der Dia-
log zwischen den Generationen und eine aktive Gleichstellungspolitik. Die er-
folgreiche Integration der Bürger mit Migrationshintergrund in unsere Gesell-
schaft ist uns ein Anliegen. 

 

1. Familie 

Die Erziehung und Sorge für die heranwachsende Generation sind das natür-
liche Recht und die Pflicht der Eltern bzw. der Sorgeberechtigten. Der Staat 
soll Mütter, Väter und Sorgeberechtigte bei der Kindererziehung unterstützen. 
Sie müssen im Rahmen der Gesetze frei über die Gestaltung ihres Familienle-
bens entscheiden können.  

(1) Für uns FREIEN WÄHLER darf es deshalb auch keine Bevorzugung 
bestimmter Formen der Kinderbetreuung von staatlicher Seite geben. 
Wir setzen uns für echte Wahlmöglichkeiten auf diesem Gebiet ein.  

(2) Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist unser erklärtes politisches 
Ziel. Dazu gehören Beschäftigungsverhältnisse, die sich mit der Erzie-
hung von Kindern oder der Betreuung pflegebedürftiger Angehöriger 
vereinbaren lassen.  

(3) Flexible Arbeitszeiten und Teilzeitarbeit für Eltern sowie eine reibungs-
lose Rückkehr in den Beruf müssen gewährleistet sein. 

(4) Die Sozialversicherungssysteme und die Besteuerung müssen fami-
liengerecht ausgestaltet werden, damit Eltern bzw. Sorgeberechtigte 
wirtschaftlich unabhängig bleiben und Kinder nicht zum Armutsrisiko 
werden. Um Altersarmut zu verhindern, soll die Erziehung von Kindern 
und die Pflege von Angehörigen bei der Rentenberechnung angemes-
sen berücksichtigt werden. 

http://www.google.de/imgres?q=freie+w%C3%A4hler+bundesvereinigung&start=192&um=1&hl=de&sa=N&biw=1344&bih=686&tbm=isch&tbnid=sHt2gp-hL2l3MM:&imgrefurl=http://www.myheimat.de/alfter/politik/+++-freie-waehler-informieren-+++-forsa-umfrage-fuer-sternrtl-jeder-vierte-kann-sich-bundestagsstimme-fuer-freie-waehler-vorstellen-+++-freie-waehler-inf-d2422942.html&docid=gqX8xBPE-teWcM&imgurl=http://media05.myheimat.de/2012/06/29/2180786_preview.jpg&w=300&h=204&ei=aTIyUJjMNof44QSzsoDwAg&zoom=1&iact=hc&vpx=396&vpy=214&dur=7182&hovh=163&hovw=240&tx=138&ty=82&sig=101993577344193929084&page=9&tbnh=134&tbnw=197&ndsp=24&ved=1t:429,r:13,s:192,i:47


 

4 
 

(5) Bei staatlichen Eingriffen in das Sorgerecht hat das Wohl des Kindes 
oberste Priorität. 

 

2. Jugend 

Kinder und Jugendliche sind unsere Zukunft. Sie bedürfen der besonderen 
Aufmerksamkeit und des Schutzes von Politik und Gesellschaft. Wir FREIEN 
WÄHLER sehen die Jugendpolitik als Schnittstelle zu unterschiedlichen Berei-
che wie Bildung und Ausbildung, Gesundheit und Jugendschutz, Medien und 
Kultur sowie außerschulische Betreuungs- und Fürsorgeleistungen. 

(1) Wir FREIEN WÄHLER wollen jungen Menschen in unserem Land ein 
Umfeld schaffen, in dem sie sich zu selbstbewussten und selbstständi-
gen Bürgern entwickeln können. Wer sich als Teil des Ganzen sieht, ist 
auch bereit gesellschaftliche Verantwortung zu übernehmen. Dazu sind 
Kommunikation, respektvoller Austausch und Kooperation mit den jun-
gen Menschen vonnöten. 

(2) Wir wollen den Kinder- und Jugendschutz verstärken - besonders in 
den Bereichen Gesundheit und Medien. Wir FREIEN WÄHLER fordern 
Programme, die altersgerechte Anwendungen von Internet und Medien 
vermitteln und forcieren den Ausbau der Sucht- und Gewaltprävention. 
Ziel der intensivierten Präventionsarbeit ist das Erlernen eines vernünf-
tigen, sachgerechten Umgangs mit den Möglichkeiten und Herausfor-
derungen unserer Gesellschaft. 

(3) Wir FREIEN WÄHLER streben den Ausbau von wertorientierter Ju-
gendarbeit an. Jugendorganisationen und freie Träger verfügen über 
große Kompetenz im Umgang mit jungen Menschen und müssen daher 
finanziell bedarfsgerecht ausgestattet werden. 

(4) Gerade bei Kindern und Jugendlichen wollen wir Interesse an Vereins-
mitgliedschaften und ehrenamtlichem Engagement wecken. Vor allem 
Jugendlichen aus sozial benachteiligten Familien soll der Zugang zu ei-
ner sinnvollen wie pädagogisch hochwertigen Jugend- und Vereinsar-
beit gewährt werden. 

(5) Wir FREIEN WÄHLER setzen uns dafür ein, dass ein „Freiwilliges Poli-
tisches Jahr“ in allen Bundesländern möglich ist. Ein „freiwilliges bür-
gerschaftliches Jahr“, das als Freiwilliges Soziales, Ökologisches oder 
Politisches Jahr gestaltet werden kann, sehen wir als wertvolle Mög-
lichkeit zur umfassenden politischen Bildung und Sozialisation der jun-
gen Menschen und als ergänzendes Angebot zum Ehrenamt.  
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3. Senioren 

Wir FREIEN WÄHLER haben uns zum Ziel gesetzt, Senioren aktiv in die Ge-
sellschaft einzubinden. Unsere Seniorenpolitik formt neue Rollenbilder, die 
den reichhaltigen Erfahrungsschatz der Älteren berücksichtigen. 

(1) Die älteren Bürger wertzuschätzen und ihre Potenziale anzuerkennen, 
ist uns FREIEN WÄHLERN wichtig. Gerade zur Stärkung des ehren-
amtlichen, sozialen und kommunalen Engagements sind Erfahrung und 
Tatkraft der älteren Generation von hohem Nutzen.  

(2) Die bisher praktizierte Altenhilfepolitik sehen wir FREIEN WÄHLER als 
überholt an. Stattdessen bevorzugen wir eine Mehrgenerationenpolitik, 
die den Gedanken der Teilhabe ins Zentrum rückt. Damit „Eigenheim 
statt Pflegeheim“ als Grundsatz gelten kann, wollen wir generations-
übergreifende Wohnformen und Betreuungsnetzwerke ausbauen. Wir 
wollen mobilen und aktiven Senioren die Möglichkeit bieten, sich in al-
len Bereichen der Gesellschaft wesentlich stärker einzubringen.  

(3) Eine integrierte Sozialplanung vermag in ländlichen Regionen dem dro-
henden Bevölkerungsrückgang entgegenzutreten. 

 

4. Demographischer Wandel 

Der demographische Wandel wird die bundesdeutsche Gesellschaft gravie-
rend verändern. Familiäre Netzwerke verlieren zunehmend an Bedeutung. 

(1) Wir FREIEN WÄHLER setzen uns dafür ein, dass die sozialen Siche-
rungssysteme der veränderten Situation angepasst werden. 

(2) Der demographische Wandel wird sich auf die regionalen Entwicklun-
gen in Deutschland unterschiedlich auswirken. Wir setzen uns daher für 
die Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse in ganz Deutschland 
ein. Hierzu gehören insbesondere der Erhalt und Ausbau einer moder-
nen Daseinsvorsorge in den ländlichen Regionen; dies beinhaltet eine 
leistungsfähige Infrastruktur, eine wohnortnahe Versorgung mit Gütern 
des täglichen Lebens und Bildungseinrichtungen sowie medizinischer 
Versorgung. 

(3) Wir setzen uns ein für eine Generationenpolitik mit Mehrgenerationen-
häusern und für eine seniorenfreundliche Infrastruktur. 
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5. Bürgerschaftliches Engagement 

Eine Gesellschaft lebt vom Miteinander.  Bürgerschaftliches Engagement ist 
für uns ein wesentlicher Pfeiler einer humanen Gesellschaft und verhindert 
soziale Kälte. 

(1) Wir FREIEN WÄHLER wollen eine Stärkung ehrenamtlich engagierter 
Bürger. Ehrenamtliche, gemeinnützige Tätigkeit muss mehr gesell-
schaftliche Wertschätzung erfahren. Bürgerschaftliches Engagement 
und der freiwillige Einsatz für gemeinnützige Zwecke müssen besser 
gefördert werden. 

(2) Wir fordern den zügigen Ausbau und die Stärkung der Freiwilligen-
dienste. 

 

6. Integration 

Wir FREIEN WÄHLER treten für ein offenes Miteinander zwischen den Men-
schen aller Kulturen und Religionen in unserem Land ein. Dies kann nur im 
Dialog geschehen.  

(1) Die bestehenden Regelungen zum Zuzug von Einwanderern nach 
Deutschland müssen insbesondere vor dem Hintergrund des Fachkräf-
temangels auf den Prüfstand. Wir FREIEN WÄHLER halten es auch für 
denkbar, dass nachweisbare soziale und karitative Leistungen in den 
jeweiligen Verfahren berücksichtigt werden. Die Einwanderungspolitik 
auf europäischer Ebene sollte insgesamt harmonisiert werden. 

(2) Wir wollen die Bildung von Parallelgesellschaften verhindern. Neben 
christlichem Religionsunterricht soll an Schulen auch Unterricht anderer 
Glaubensrichtungen angeboten werden, sofern dafür eine Mindestzahl 
an Schülern vorhanden ist. 

(3) Integrationsbemühungen müssen eingefordert und unterstützt werden. 
Die Anerkennung der Wertegrundlagen der grundgesetzlichen Ordnung 
der Bundesrepublik Deutschland ist dabei genauso unerlässlich wie die 
Beherrschung der deutschen Sprache. Bei bewusster Integrationsver-
weigerung oder wiederholten Gesetzesverstößen dürfen härtere Sank-
tionen bzw. eine mögliche Ausweisung in das Herkunftsland kein Tabu 
sein. 

(4) Bei politischen Flüchtlingen darf es keine neuen Aufnahmehürden ge-
ben. Asylbewerber sind menschenwürdig unterzubringen und zu ver-
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sorgen. Ein Mindestmaß an gesellschaftlicher und kultureller Teilhabe 
muss nicht zuletzt vor dem Hintergrund der verfassungsgerichtlichen 
Rechtsprechung gewährleistet sein. Asylverfahren sind zu beschleuni-
gen. 

(5) Wir FREIEN WÄHLER halten an dem Grundsatz fest, dass Mehr-
staatigkeit zu vermeiden ist. Allerdings muss es hiervon genügend 
Ausnahmemöglichkeiten geben, z.B. wenn sich der Betroffene hinrei-
chend um eine Entlassung aus der bisherigen Staatsbürgerschaft be-
müht. Bürokratische Regelungen, wie die Optionspflicht bei volljährig 
gewordenen Kindern ausländischer Personen, gehören auf den Prüf-
stand. 
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III. Finanzpolitik 
 
Für solide Finanzen in Deutschland und Europa! 

Nachhaltig haushalten - das ist das zentrale Ziel der FREIE WÄHLER-
Finanzpolitik. Eine solide Haushaltspolitik ist von entscheidender Bedeutung - 
gerade angesichts einer schrumpfenden Gesellschaft. Wir FREIEN WÄHLER 
stellen uns der Verantwortung: Die Schuldenberge der Vergangenheit dürfen 
nachfolgende Generationen nicht erdrücken. Der Staat muss handlungsfähig 
bleiben, damit er auch in Krisenzeiten noch reagieren kann. 

 

1. Staatsfinanzen  

Damit der Staat auch während einer Rezession noch handeln kann, muss 
man in wirtschaftlich guten Zeiten Handlungsspielräume schaffen. Maßgabe 
der Politik muss sein, mit dem Geld des Steuerzahlers sorgsam umzugehen. 
Der Einsatz staatlicher Mittel sollte effizient sein und sich auf notwendige Auf-
gaben beschränken. 

(1) Wir FREIEN WÄHLER wollen die gesamte Ausgabenpolitik, beginnend 
von den Kommunen über die Länder und den Bund bis hin zur europäi-
schen Ebene neu ordnen. Wichtigstes Ziel der Haushaltspolitik muss 
die langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte sein. 

(2) Wir wollen die wachsende Neuverschuldung stoppen und den Schul-
denstand des Bundes konjunkturgerecht zurückführen. Wir begrüßen 
daher die Verankerung der Schuldenbremse im Grundgesetz. 

(3) Wir FREIEN WÄHLER fordern, dass der Einsatz von Staatskrediten zu-
rückgeführt wird.  

(4) Wir setzen uns für eine Haltung ein, die im öffentlichen Leben auf Spar-
samkeit setzt. Unser Ziel ist es, Verschwendung zu verhindern. Eine 
nachhaltige Haushaltspolitik kommt grundsätzlich ohne Steuererhöhun-
gen aus. 

(5) Ausgaben der öffentlichen Hand sind dahingehend zu hinterfragen, ob 
sie wirklich nötig sind oder ob der gewünschte Effekt nicht kostengüns-
tiger erreicht werden kann. 

(6) Deutschland hat eines der weltweit kompliziertesten Steuersysteme. 
Wir wollen daher ein einfacheres und gerechteres Steuerrecht.  

(7) Darüber hinaus fordern wir eine verbesserte Steuerung des Mittelein-
satzes, die weitere Entflechtung der Finanz- und Verwaltungsbeziehun-
gen zwischen Bund und Ländern, eine Überprüfung der bestehenden 
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Subventionen. Die Rechnungshöfe sind zu stärken. Wir wollen ihren 
Berichten in der politischen Umsetzung ein höheres Gewicht beimes-
sen. 

 

2. Finanzmarkt 

Ein funktionierendes Bankensystem ist von zentraler Bedeutung für das Funk-
tionieren einer modernen Marktwirtschaft. Wir FREIEN WÄHLER setzen uns 
deshalb für eine Regulierung des Finanzmarktes und eine stärkere Finanzauf-
sicht ein, die Risiken minimiert und stabile Banken garantiert. 

(1) Banken müssen auf ihre „Systemrelevanz“ überprüft und eine optimier-
te Bankenregulierung sichergestellt werden. Wir wollen die rechtlichen 
Vorschriften dahingehend ausgestalten, dass keine Bank ein Systemri-
siko darstellen kann. 

(2) Wir FREIEN WÄHLER wollen eine Haftungstrennung in eine realwirt-
schaftlich orientierte Bankwirtschaft und Investmentbanken. Die Ver-
lustrisiken bei den spekulativen Investmentbanken dürfen die Geldver-
sorgung der Realwirtschaft nicht beeinträchtigen und bedürfen deshalb 
einer besonderen Kontrolle. Steuerzahler dürfen nicht für Verluste pri-
vater Banken herangezogen werden. 

(3) Vorstände einer Bank sollen für die Geschäfte ihrer Banken persönlich 
Verantwortung tragen und prinzipiell wie Gesellschafter von Unterneh-
men mit ihrem Privatvermögen haften. Die Verdienste und Boni sollen 
ethisch angemessen sein und an den langfristigen wirtschaftlichen Er-
folg der Bank gekoppelt werden. 

(4) Die Geschäfte von Banken und Finanzinstitutionen müssen mit einer 
Eigenkapitalquote unterlegt werden, die dem tatsächlichen Risiko ent-
spricht. Bei hochriskanten Geschäften halten wir deutlich höhere Ei-
genkapitalquoten für notwendig. 

(5) Wir FREIEN WÄHLER wollen unnötige Kreditklemmen für den Mittel-
stand und die Kommunen vermeiden. Die bestehenden Spielräume für 
regional tätige Kreditinstitute müssen weiterhin erhalten bleiben. Spar-
kassen und Genossenschaftsbanken als tragende Stützen des deut-
schen Dreisäulenmodells der Bankenstruktur müssen erhalten bleiben. 
Dies gilt insbesondere auch im Hinblick auf EU-Vorgaben und stärkerer 
Bankenregulierung.  

(6) Insolvente Banken sollen im Regelfall abgewickelt werden. Dafür wollen 
wir die Voraussetzungen schaffen.  

(7) Wir FREIEN WÄHLER treten für eine Transaktionssteuer ein.  

http://www.google.de/imgres?q=freie+w%C3%A4hler+bundesvereinigung&start=192&um=1&hl=de&sa=N&biw=1344&bih=686&tbm=isch&tbnid=sHt2gp-hL2l3MM:&imgrefurl=http://www.myheimat.de/alfter/politik/+++-freie-waehler-informieren-+++-forsa-umfrage-fuer-sternrtl-jeder-vierte-kann-sich-bundestagsstimme-fuer-freie-waehler-vorstellen-+++-freie-waehler-inf-d2422942.html&docid=gqX8xBPE-teWcM&imgurl=http://media05.myheimat.de/2012/06/29/2180786_preview.jpg&w=300&h=204&ei=aTIyUJjMNof44QSzsoDwAg&zoom=1&iact=hc&vpx=396&vpy=214&dur=7182&hovh=163&hovw=240&tx=138&ty=82&sig=101993577344193929084&page=9&tbnh=134&tbnw=197&ndsp=24&ved=1t:429,r:13,s:192,i:47
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3. Währungsstabilität 

Eine stabile Währung ist die Grundlage für Wohlstand und eine florierende 
Wirtschaft. Dazu muss die europäische Währungsarchitektur grundlegend 
überarbeitet werden, um die Währung wieder auf ein solides Fundament zu 
stellen.  

(1) Nur vom Volk legitimierte Institutionen dürfen eine europäische Haus-
halts-, Finanz- oder Währungspolitik gestalten. Wir setzen uns dafür 
ein, dass der Bundestag sein Haushaltsrecht behält. „Generalermächti-
gungen“ oder „Sonderausschüsse“ lehnen wir ab, da solche Maßnah-
men das Parlament entmündigen und das Vertrauen der Bürger in die 
Demokratie erschüttern.  

(2) Wir FREIEN WÄHLER lehnen eine Vergemeinschaftung der nationalen 
Schulden ab und fordern eine Rückkehr zu den Euro-Stabilitätskriterien. 

(3) „Rettungsschirme“ oder Eurobonds lehnen wir ab. Beides führt lediglich 
dazu, dass verschuldete Länder leichter zusätzliche Schulden aufneh-
men können und verringert den Zwang, den eigenen Haushalt zu kon-
solidieren.  

(4) Wir wollen, dass Deutschland, seine Partnerstaaten und die Europäi-
schen Institutionen Krisenländern wirksame Programme und Hilfen zur 
Wirtschaftsentwicklung anbieten mit dem Ziel: Hilfe zur Selbsthilfe.  

(5) Wir sind für die Einführung eines Staateninsolvenzrechts unter Einbin-
dung des IWF.  

(6) Eurostaaten, die ihren Verpflichtungen nicht mehr nachkommen, muss 
die Möglichkeit eines Austritts aus der Eurozone eingeräumt werden. 
Als letzte Konsequenz muss auch ein Ausschluss aus der Eurozone 
denkbar sein. 

(7) Die Staats- und Regierungschefs müssen die Unabhängigkeit der Eu-
ropäischen Zentralbank (EZB) garantieren und dafür Sorge tragen, 
dass die EZB ihre währungspolitischen Aufgaben erfüllen kann, die ins-
besondere darin bestehen, die Geldwertstabilität sicherzustellen und 
keinesfalls eine monetäre Staatsfinanzierung zulässt. Der Stimm-
rechtsanteil muss dem Haftungsanteil entsprechen. 

(8) Wir halten die Gründung einer unabhängigen europäischen Ratinga-
gentur in Form einer Stiftung, die keine privatwirtschaftlichen Interessen 
verfolgt, für dringend angezeigt. 

http://www.google.de/imgres?q=freie+w%C3%A4hler+bundesvereinigung&start=192&um=1&hl=de&sa=N&biw=1344&bih=686&tbm=isch&tbnid=sHt2gp-hL2l3MM:&imgrefurl=http://www.myheimat.de/alfter/politik/+++-freie-waehler-informieren-+++-forsa-umfrage-fuer-sternrtl-jeder-vierte-kann-sich-bundestagsstimme-fuer-freie-waehler-vorstellen-+++-freie-waehler-inf-d2422942.html&docid=gqX8xBPE-teWcM&imgurl=http://media05.myheimat.de/2012/06/29/2180786_preview.jpg&w=300&h=204&ei=aTIyUJjMNof44QSzsoDwAg&zoom=1&iact=hc&vpx=396&vpy=214&dur=7182&hovh=163&hovw=240&tx=138&ty=82&sig=101993577344193929084&page=9&tbnh=134&tbnw=197&ndsp=24&ved=1t:429,r:13,s:192,i:47
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IV. Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur 
 

Kluge Köpfe braucht das Land! 

Für uns FREIEN WÄHLER ist Bildung mehr als die bloße Vermittlung von 
Wissen. Bildung beginnt im Kleinkindalter und ist ein lebenslanger Prozess. 
Die Politik muss die geeigneten Rahmenbedingungen dafür schaffen. 

Deutschland ist ein rohstoffarmes Land. Wachstum und Wohlstand können 
nur durch technologischen Vorsprung, gute Ausbildung und eine intakte For-
schungs- und Bildungslandschaft erreicht werden. Deutschland darf seine 
Stellung als Wissens- und Bildungsstandort nicht gefährden. 

Eine gute Bildungspolitik soll sich am Wohl der jungen Menschen orientieren, 
sie fördern und fordern, ohne sie zu überfordern. Jedem jungen Menschen 
stehen gleiche Chancen zu - egal, aus welcher sozialen Schicht er stammt.  

Bildung muss in das Leben vor Ort eingebettet sein. Die Politik sollte deshalb 
ein durchdachtes Gesamtkonzept für Bildung bieten. Forschung und Wissen-
schaft müssen in unserer Gesellschaft hohe Priorität haben. 

 

1. Frühkindliche Bildung 

(1) Wir FREIEN WÄHLER fordern, dass alle Kinder mit möglichst gleichen 
Chancen ins Schulleben starten können.  

(2) Wir setzen uns für ein gut ausgebautes, kostenfreies Kinderbetreuungs- 
und Bildungssystem ein.  

(3) Für die frühkindliche Bildung müssen geeignete Angebote im Rahmen 
der familiären Betreuung sowie in Kindertageseinrichtungen bereitge-
stellt werden.  

(4) Neben der Quantität der Einrichtungen ist auch die Qualität von ent-
scheidender Bedeutung. Eine Voraussetzung hierfür ist vor allem aus-
reichendes Personal in den Einrichtungen.  

(5) Die Eltern müssen bei der Kinderbetreuung finanziell entlastet werden.  

 

2. Schule 

Für uns FREIEN WÄHLER geht es vor allem um die Qualität des Unterrichts. 
Um diese zu sichern, braucht Deutschland mehr und besser ausgebildete Leh-

http://www.google.de/imgres?q=freie+w%C3%A4hler+bundesvereinigung&start=192&um=1&hl=de&sa=N&biw=1344&bih=686&tbm=isch&tbnid=sHt2gp-hL2l3MM:&imgrefurl=http://www.myheimat.de/alfter/politik/+++-freie-waehler-informieren-+++-forsa-umfrage-fuer-sternrtl-jeder-vierte-kann-sich-bundestagsstimme-fuer-freie-waehler-vorstellen-+++-freie-waehler-inf-d2422942.html&docid=gqX8xBPE-teWcM&imgurl=http://media05.myheimat.de/2012/06/29/2180786_preview.jpg&w=300&h=204&ei=aTIyUJjMNof44QSzsoDwAg&zoom=1&iact=hc&vpx=396&vpy=214&dur=7182&hovh=163&hovw=240&tx=138&ty=82&sig=101993577344193929084&page=9&tbnh=134&tbnw=197&ndsp=24&ved=1t:429,r:13,s:192,i:47
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rer. Darüber hinaus sollen Sozialpädagogen, Psychologen oder Beratungsleh-
rer an Schulen zum Einsatz kommen. 

(1) Wir wollen die Durchlässigkeit des Schulsystems noch weiter verbes-
sern. 

(2) Wir FREIEN WÄHLER fordern möglichst kleine Klassen in allen Schul-
arten.  

(3) Wir treten für schülergerechte und regional passgenaue Lösungen in 
der Bildungslandschaft ein. 

(4) Jede Schule muss größtmögliche Freiheit bei der Ausgestaltung ihrer 
Unterrichts- und Organisationsstruktur haben.  

(5) Wir begrüßen die Einführung bundesweiter vergleichbarer Bildungs-
standards für alle Schulabschlüsse. 

(6) Jugendliche sollen beim Übergang von der Schule in den Beruf noch 
besser begleitet werden.  

 

3. Berufliche Bildung 

Wir FREIEN WÄHLER fordern eine deutliche Aufwertung der beruflichen Bil-
dung. Das duale Ausbildungssystem in Deutschland ist seit Jahrzehnten be-
währt. Hervorragend ausgebildete Facharbeiter bilden das Rückgrat der deut-
schen Wirtschaft. Wir wollen, dass die berufliche Ausbildung in der Bildungs-
politik wieder aus dem Schatten der akademischen Ausbildung hervortritt und 
deutlich stärker gefördert wird als bisher.  

(1) Im Rahmen der beruflichen Erstausbildung sind diejenigen besonders 
zu beachten, die sich aus verschiedenen Gründen schwertun, einen 
Ausbildungsplatz zu finden. Unternehmen, welche solchen Jugendli-
chen eine Chance geben, sollten von staatlicher Seite dafür stärker als 
bisher unterstützt werden. Die Berufsschulen finanziell besser ausge-
stattet werden, damit kleinere Klassen und eine bessere fachliche Wei-
terbildung der Lehrkräfte möglich werden. 

(2) Im Bereich der beruflichen Weiterbildung muss vor allem die Durchläs-
sigkeit von beruflicher und akademischer Bildung weiter verbessert 
werden. Insbesondere soll die Anerkennung beruflicher Abschlüsse an 
den Hochschulen weiter ausgebaut werden, um das Hochschulstudium 
für beruflich Gebildete inhaltlich und zeitlich attraktiver zu machen.  

(3) Wir FREIEN WÄHLER wollen die Kosten der Meisterausbildung redu-
zieren, z.B. durch einen höheren Zuschussanteil beim MeisterBaföG. 

http://www.google.de/imgres?q=freie+w%C3%A4hler+bundesvereinigung&start=192&um=1&hl=de&sa=N&biw=1344&bih=686&tbm=isch&tbnid=sHt2gp-hL2l3MM:&imgrefurl=http://www.myheimat.de/alfter/politik/+++-freie-waehler-informieren-+++-forsa-umfrage-fuer-sternrtl-jeder-vierte-kann-sich-bundestagsstimme-fuer-freie-waehler-vorstellen-+++-freie-waehler-inf-d2422942.html&docid=gqX8xBPE-teWcM&imgurl=http://media05.myheimat.de/2012/06/29/2180786_preview.jpg&w=300&h=204&ei=aTIyUJjMNof44QSzsoDwAg&zoom=1&iact=hc&vpx=396&vpy=214&dur=7182&hovh=163&hovw=240&tx=138&ty=82&sig=101993577344193929084&page=9&tbnh=134&tbnw=197&ndsp=24&ved=1t:429,r:13,s:192,i:47
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4. Hochschule 

(1) Wir FREIEN WÄHLER wollen eine Brücke schlagen zwischen einem 
arbeitsmarktbezogenen und einem humanistisch-demokratischen Bil-
dungsideal. Für ein bereicherndes gesellschaftliches und politisches 
Zusammenleben braucht Deutschland eigenständig denkende, kritische 
Bürger. Um den Wohlstand zu sichern, benötigt unser Land möglichst 
viele hochqualifizierte und kreative Köpfe.  

(2) Bildung darf in Deutschland nicht zur Ware verkommen. Wir FREIEN 
WÄHLER fordern die Einführung bzw. den Erhalt eines kostenfreien 
Erststudiums in ganz Deutschland. Studienbeiträge würden einer weite-
ren Ökonomisierung des Bildungssystems den Weg ebnen. 

(3) Nach unserer Ansicht sollen Universitäten und Hochschulen auch der 
Bildung von Persönlichkeit und eigenständiger Urteilskraft Platz ein-
räumen und Muße für zweckfreies Denken erlauben. Vor diesem Hin-
tergrund wollen wir die Modularisierung (Bologna-Prozess) überdenken. 
Wir brauchen nicht nur Absolventen, sondern Persönlichkeiten. 

(4) Wir FREIEN WÄHLER setzen uns für die weitgehende Selbstbestim-
mung und die Stärkung der demokratischen Mitbestimmung der Studie-
renden sowie für eine transparente Hochschulpolitik ein. 

(5) Wir setzen uns dafür ein, Hochschulen in Ballungszentren und in ländli-
chen Gebieten gleichermaßen zu fördern. Zudem bekennen wir uns zur 
Hochschulautonomie und damit zu Subsidiarität und Wettbewerb. 

(6) Wir sind für den Ausbau des EU-Bildungsetats zur besseren Förderung 
von Auslandsstudienaufenthalten und des Erwerbs internationaler 
Kompetenzen. 

 

5. Wissenschaft und Forschung  

Wir FREIEN WÄHLER sind uns der herausragenden Bedeutung von Wissen-
schaft und Forschung für unser Gemeinwohl bewusst. Forschung generiert In-
novationen und Fortschritt und bietet Lösungsansätze für gesellschaftliche 
Probleme sowie Möglichkeiten der Orientierung bei ethischen Fragestellun-
gen. 

(1) Wir FREIEN WÄHLER erkennen die Freiheit von Wissenschaft und 
Forschung an. Diese findet ihre Grenzen da, wo die Würde der 
menschlichen Person berührt wird. Wir setzen voraus, dass die Freiheit 

http://www.google.de/imgres?q=freie+w%C3%A4hler+bundesvereinigung&start=192&um=1&hl=de&sa=N&biw=1344&bih=686&tbm=isch&tbnid=sHt2gp-hL2l3MM:&imgrefurl=http://www.myheimat.de/alfter/politik/+++-freie-waehler-informieren-+++-forsa-umfrage-fuer-sternrtl-jeder-vierte-kann-sich-bundestagsstimme-fuer-freie-waehler-vorstellen-+++-freie-waehler-inf-d2422942.html&docid=gqX8xBPE-teWcM&imgurl=http://media05.myheimat.de/2012/06/29/2180786_preview.jpg&w=300&h=204&ei=aTIyUJjMNof44QSzsoDwAg&zoom=1&iact=hc&vpx=396&vpy=214&dur=7182&hovh=163&hovw=240&tx=138&ty=82&sig=101993577344193929084&page=9&tbnh=134&tbnw=197&ndsp=24&ved=1t:429,r:13,s:192,i:47
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von Wissenschaft und Forschung auch die Verantwortung für die natür-
lichen Lebensgrundlagen beinhaltet und diese mit ihren Ergebnissen 
nicht gefährdet.  

(2) Wir setzen uns für eine Forschungspolitik ein, die regionale Potenziale 
zur Entfaltung bringt, Exzellenz nicht nur an wenigen Standorten kon-
zentriert und die Rahmenbedingungen für den Forschungsstandort 
Deutschland attraktiver gestaltet. 

(3) Die Forschungsförderung soll ausgebaut werden - etwa mittels einer 
Kombination aus Projektförderung und steuerlicher Unterstützung.  

(4) Zudem befürworten wir Planungssicherheit für den wissenschaftlichen 
Nachwuchs, strukturierte Förderprogramme, eine Bezahlung, die mit 
den Gehältern an ausländischen Forschungszentren bzw. in der freien 
Wirtschaft konkurrieren kann, sowie mehr Transparenz zwischen Wis-
senschaft und Wirtschaft. 

 

6. Kultur 

Deutschland besitzt ein reiches und vielfältiges kulturelles Erbe. Kultur berei-
chert das Leben aller und stiftet Identität. Wir FREIEN WÄHLER setzen uns 
dafür ein, dass das auch weiterhin so bleibt.  

(1) Wir FREIEN WÄHLER wollen Kunst und Kultur aktiv pflegen und för-
dern, um Traditionen zu bewahren, die geistigen Werte für nachfolgen-
de Generationen zu sichern und um kreatives Schaffen auch künftig zu 
ermöglichen.  

(2) Wir unterstützen die Tradierung und kreative Weiterentwicklung von 
Kunst aller Gattungen sowie die Ausbildung kultureller Kompetenz in 
jedem Lebensalter.  

(3) Wir FREIEN WÄHLER setzen uns dafür ein, die kulturelle Vielfalt und 
Tradition Deutschlands zu bewahren und zu fördern.  

(4) Wir stehen zur Freiheit der Kunst und zu einer Kultur der Erinnerung, 
welche die Höhen und Tiefen der deutschen Geschichte berücksichtigt. 

 

7. Sport 

Sport hat in Deutschland einen sehr hohen Stellenwert. Getragen wird der 
Sport von Vereinen auf ehrenamtlicher Basis. Der Leistungssport hat hierbei 
eine Vorbildfunktion. Die öffentliche Hand stellt im Wesentlichen die Rahmen-

http://www.google.de/imgres?q=freie+w%C3%A4hler+bundesvereinigung&start=192&um=1&hl=de&sa=N&biw=1344&bih=686&tbm=isch&tbnid=sHt2gp-hL2l3MM:&imgrefurl=http://www.myheimat.de/alfter/politik/+++-freie-waehler-informieren-+++-forsa-umfrage-fuer-sternrtl-jeder-vierte-kann-sich-bundestagsstimme-fuer-freie-waehler-vorstellen-+++-freie-waehler-inf-d2422942.html&docid=gqX8xBPE-teWcM&imgurl=http://media05.myheimat.de/2012/06/29/2180786_preview.jpg&w=300&h=204&ei=aTIyUJjMNof44QSzsoDwAg&zoom=1&iact=hc&vpx=396&vpy=214&dur=7182&hovh=163&hovw=240&tx=138&ty=82&sig=101993577344193929084&page=9&tbnh=134&tbnw=197&ndsp=24&ved=1t:429,r:13,s:192,i:47
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bedingungen für Leistungs- und Breiten- sowie Vereinssport zur Verfügung 
und fördert Infrastruktur, wie zum Beispiel Sportplätze und -hallen. Die vielfäl-
tigen positiven Funktionen des Sportes, sei es Integration oder auch Inklusion, 
erfordern daher eine verlässliche Grundlage des Bundes für den Leistungs- 
sowie wie für den ehrenamtlich getragenen Vereins- und Freizeitsport. 

(1) Jeder Bürger sollte die Möglichkeit haben, sich entsprechend seiner In-
teressen und Fähigkeiten sportlich zu betätigen. 

(2) Die Angebote sportlicher und sportlich-spielerischer Betätigung speziell 
für Kinder und Jugendliche sind zu sichern, aber auch zu erweitern. 
Hierbei werden eine engere Zusammenarbeit von Schule und Sport mit 
den Vereinen und die Schaffung von Ganztagsangeboten von den 
FREIEN WÄHLERN gefordert. 

(3) Die FREIEN WÄHLER sehen ganz besonders den präventiven Charak-
ter des Sports für die Gesundheit. Speziell vor dem Hintergrund des 
demografischen Wandels bietet der Sport hervorragende Möglichkeiten 
zur Wiederherstellung der Gesundheit und den Erhalt der Leistungsfä-
higkeit. 

(4) Die FREIEN WÄHLER sprechen sich ausdrücklich dafür aus, das Eh-
renamt im Sport zu stärken. 

(5) Die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen schöpferisch und 
eigenverantwortlich ihre sportlichen Aktivitäten ausüben zu können, ist 
im ganz besonderen Interesse der FREIEN WÄHLER. Die Umsetzung 
der EU-Konvention wird ausdrücklich von den FREIEN WÄHLERN un-
terstützt. 

(6) Die FREIEN WÄHLER setzen sich dafür ein, dass es eine zeitige und 
systematische Suche von Talenten gibt und deren frühzeitige Förde-
rung im Sinne einer langfristigen sportlichen Entwicklung. 

(7) Der Bund trägt die Verantwortung für den Leistungssport. Finanziell 
sind die Kommunen im Bereich des Leistungssportes durch den Bund 
zu entlasten. 

(8) Die Sportförderung gehört zu den freiwilligen Leistungen der öffentli-
chen Hand. Die FREIEN WÄHLER treten dafür ein die Förderung des 
Sportes der Daseinsfürsorge zuzurechnen, und somit muss der Aufga-
be auch die Ausstattung verlässlich folgen. 

 

  

http://www.google.de/imgres?q=freie+w%C3%A4hler+bundesvereinigung&start=192&um=1&hl=de&sa=N&biw=1344&bih=686&tbm=isch&tbnid=sHt2gp-hL2l3MM:&imgrefurl=http://www.myheimat.de/alfter/politik/+++-freie-waehler-informieren-+++-forsa-umfrage-fuer-sternrtl-jeder-vierte-kann-sich-bundestagsstimme-fuer-freie-waehler-vorstellen-+++-freie-waehler-inf-d2422942.html&docid=gqX8xBPE-teWcM&imgurl=http://media05.myheimat.de/2012/06/29/2180786_preview.jpg&w=300&h=204&ei=aTIyUJjMNof44QSzsoDwAg&zoom=1&iact=hc&vpx=396&vpy=214&dur=7182&hovh=163&hovw=240&tx=138&ty=82&sig=101993577344193929084&page=9&tbnh=134&tbnw=197&ndsp=24&ved=1t:429,r:13,s:192,i:47
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V. Arbeit, Sozial- und Gesundheitspolitik 
 

Eigenverantwortung und Solidarität! 

Arbeit-, Sozial- und Gesundheitspolitik betreffen jeden von uns in vielfältiger 
Weise. Mit unserer Politik wollen wir die Rahmenbedingungen für ein gemein-
sames Miteinander auch unter den schwierigen Voraussetzungen des demo-
graphischen Wandels schaffen. 

 

1. Arbeit und Soziales 

Das Ziel der Sozialpolitik der FREIEN WÄHLER besteht darin, Arm und Reich 
nicht noch weiter auseinanderdriften zu lassen. In unserer Solidargesellschaft 
sollen alle Bevölkerungsschichten am Wohlstand unseres Landes teilhaben 
dürfen. 

(1) Menschen ohne Arbeit verlieren ihr Selbstwertgefühl und das Vertrauen 
in die eigenen Fähigkeiten. Vollzeitbeschäftigung muss ausreichen, um 
den eigenen Lebensunterhalt angemessen bestreiten zu können. Wer 
Vollzeit arbeitet, muss so viel verdienen, dass er keine staatliche Hilfe 
in Anspruch nehmen muss. Eine faire Entlohnung sorgt für die notwen-
digen Leistungsanreize.  

(2) Wir FREIEN WÄHLER wollen bedürftige Bürgerinnen und Bürger in 
Notsituationen unterstützen; sie sollen aber zugleich daran mitwirken, 
ihre Bedürftigkeit zu überwinden. 

(3) Wir setzen uns dafür ein, dass öffentliche Sozialleistungen, wo es mög-
lich ist, eine Hilfe zur Selbsthilfe darstellen. Die staatliche Unterstützung 
sollte verstärkt von persönlicher Vorsorge flankiert werden.  

(4) Wir wollen dem Fachkräftemangel durch gezielte Maßnahmen z.B. im 
Bereich der schulischen Bildung und der Erwachsenenbildung begeg-
nen. 

(5) Die Bekämpfung der Altersarmut ist eine der großen Herausforderun-
gen der kommenden Jahre. Wir FREIEN WÄHLER wollen einer dro-
henden Altersarmut durch ein effizientes Rentensystem gegensteuern. 
Dies kann nur erreicht werden durch eine Kombination aus gesetzlicher 
Rentenversicherung, betrieblicher und privater Vorsorge.  

(6) Ein weiteres wichtiges Ziel der FREIE WÄHLER-Sozialpolitik ist die In-
klusion von Menschen mit Behinderung in allen Lebensbereichen. Wir 
bekennen uns ausdrücklich zur UN-Konvention und stehen zur Beteili-
gungsgerechtigkeit von Menschen mit Behinderung in unserer Gesell-
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schaft. Die Inklusion ist eine Aufgabe, die Umdenken in vielen Berei-
chen erfordert und die von der Politik und der Gesellschaft geleistet 
werden muss. 

(7) Für eine gerechtere Aufteilung der Kosten für die Eingliederungshilfe 
der Menschen mit Behinderung fordern wir FREIEN WÄHLER ein Bun-
desleistungsgesetz. Die Sozialkosten müssen gerecht zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen aufgeteilt werden. 

(8) Wir wollen den sozialen Wohnungsbau wieder verstärkt fördern.  

 

2. Gesundheitspolitik 

In unserem Gesundheitswesen gibt es Ungereimtheiten, hohe Zuzahlungen 
und hohe Kosten für Bürokratie.  

Die medizinische Versorgung ländlicher Regionen und von sozialen Brenn-
punkten wird zunehmend schwieriger, weil es an Haus- und Fachärzten fehlt. 
Um eine flächendeckende ambulante und stationäre Versorgung für die ge-
samte Bevölkerung aufrechtzuerhalten, müssen alle Strukturen im Gesund-
heitswesen auf den Prüfstand gestellt werden. 

(1) Wir brauchen eine Sicherung der medizinischen Versorgung, an der 
sich alle Bürger beteiligen. Leisten kann das dauerhaft nur ein solidari-
sches, transparentes und unbürokratisches Gesundheitssystem, das 
auf die Eigenverantwortung der Menschen baut und bei dem die Prä-
vention an vorderster Stelle steht. Wir FREIEN WÄHLER fordern ein 
neues Gesundheitssystem, das den sozialen Ausgleich sicherstellt und 
die bewährten Regelungen der privaten Krankenversicherungen und 
der gesetzlichen Krankenversicherung in ein Gesamtsystem zusam-
menführt: die Soziale Gesundheitsversicherung.  

(2) Unser Ziel ist eine gerechtere Lastenverteilung auf alle Schultern. Wir 
FREIEN WÄHLER wollen, dass die Krankenversicherungsbeiträge aus 
allen Einkommensarten finanziert werden.  

(3) Wir FREIEN WÄHLER setzen in verstärktem Maße auf Gesundheitsbil-
dung. Diese muss schon im Kleinkindalter beginnen und fortgeführt 
werden.  

(4) Insgesamt muss das Gesundheitssystem für alle Beteiligten transpa-
renter werden. Patienten müssen verständliche Nachweise für die ab-
gerechneten Leistungen bekommen. Wir wollen zurück zu den alten 
Hausarztverträgen. Pauschalen können die Abrechnung in der Haus-
arztversorgung erleichtern. 
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(5) Wir stehen für die Vielfalt von Krankenhausträgern. Öffentlich-
rechtliche, private und gemeinnützige Träger sollen sich gegenseitig 
ergänzen. 

(6) In der Notfallmedizin fordern wir eine flächendeckende Neuplanung ef-
fizienter, wohnortnaher Strukturen. 

(7) Wir wollen eine Weiterentwicklung von Bonusmodellen zur Stärkung 
der Eigenverantwortung.  

(8) Wir fordern die Abschaffung der gescheiterten Praxisgebühr. 

(9) Wir FREIEN WÄHLER halten Organspende mit angemessener Kontrol-
le und umfassender Information für wichtig.  

 

3. Pflege  

Aufgrund der demographischen Entwicklung wird die Anzahl der pflegebedürf-
tigen Menschen in den kommenden Jahren dramatisch zunehmen. Insbeson-
dere die an Demenz Erkrankten bedürfen unserer besonderen Aufmerksam-
keit.  

(1) Wir setzen uns für das Nebeneinander von häuslicher und stationärer 
Pflege sowie für die Förderung alternativer Wohnformen ein.  

(2) Durch mehr Mitmenschlichkeit, Kreativität und Entbürokratisierung wol-
len wir Pflegekosten einsparen. Hierzu wollen wir die Betreuung pflege-
bedürftiger älterer Menschen wohnort- und familiennah sicherstellen 
und setzen uns deshalb für die Stärkung der ambulanten Pflege ein.  

(3) Deutschland benötigt eine Offensive für Pflegekräfte. Deshalb fordern 
wir FREIEN WÄHLER eine Aufwertung der Pflegeberufe, insbesondere 
ihre finanzielle Besserstellung.  

(4) Wir fordern eine grundlegende Reform der Pflegeversicherung, insbe-
sondere die Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs. 
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VI. Kommunen, öffentlicher Dienst und Bürokratieabbau 
 

Für funktionierende Strukturen 

Deutschland braucht funktionsfähige Verwaltungsstrukturen für Bund, Länder 
und Kommunen. Auch wenn die Verwaltung in Deutschland vor allem Aufgabe 
der Länder und der Gemeinden, ist, so bedient sich der Bund in der Regel der 
Verwaltung der Länder und der Kommunen. Dabei nehmen vor allem die 
Kommunen wichtige Aufgaben wahr, sie sind die Ansprechpartner vor Ort. Zu 
ihnen haben die Bürger den engsten Kontakt.  

 

1. Kommunen 

Wir FREIEN WÄHLER verstehen uns auch auf Bundesebene als Anwalt der 
Kommunen. Die im Grundgesetz garantierte kommunale Selbstverwaltung 
wollen wir mit neuem Leben füllen. 

Wir fordern einen wesentlich höheren Entscheidungsspielraum in kommunalen 
Angelegenheiten. Städte und Gemeinden müssen gestärkt werden, um besser 
auf die Belange der Menschen vor Ort eingehen zu können. 

Wir FREIEN WÄHLER stehen zur regionalen Kompetenz der Kommunen. 
Kernaufgabe der Kommunen muss die Daseinsvorsorge bleiben. Hier kommt 
der Stärkung der interkommunalen Zusammenarbeit eine große Rolle zu.  

(1) Kommunen müssen von bürokratischen Hemmnissen befreit werden, 
deshalb sind alle Genehmigungs- und Anzeigeverfahren auf ihre Not-
wendigkeit zu überprüfen. 

(2) Wir befürworten einen Ausbau eigener kommunaler Einnahmequellen. 
Deutschland braucht schlagkräftige und leistungsfähige Kommunen. 
Hierfür sind ausreichend finanzielle Mittel notwendig. Nur dann können 
die Kommunen Politik eigenverantwortlich gestalten. 

(3) Die strenge Umsetzung des Konnexitätsprinzips auf allen staatlichen 
Ebenen spielt hierbei eine zentrale Rolle: Politik verantwortlich gestal-
ten kann nur, wer Mittel für die Umsetzung dieser Politik zur Verfügung 
hat. Bund und Länder dürfen keine Normen setzen, die die Kommunen 
zu höheren Ausgaben zwingen, diese Zusatzausgaben jedoch nicht 
angemessen ersetzen. 

(4) Wir FREIEN WÄHLER fordern eine verfassungsrechtlich garantierte fi-
nanzielle Mindestausstattung der Kommunen gerade vor dem Hinter-
grund des Fiskalpaktes und der Verankerung der Schuldenbremse. 
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(5) Europäische Vorgaben, die den Kommunen ihre Aufgabenerledigung 
erschweren, wollen wir kritisch hinterfragen und reformieren, um beste-
hende Rechtsunsicherheiten und unnötige Bürokratie nachhaltig zu be-
seitigen. 

(6) Wir setzen uns für eine Erweiterung der gesetzlichen Vorgaben der 
kommunalen Wirtschaftsmöglichkeiten auf dem Gebiet der Erneuerba-
ren Energien zur lokalen Wertschöpfung ein. Die Kommunen müssen 
sich durch Beteiligungen oder eigene Gesellschaften neue Einkom-
mensmöglichkeiten erschließen können. 

 

2. Öffentlicher Dienst  

Eine effiziente, unbestechliche Verwaltung bringt Standortvorteile im weltwei-
ten Wettbewerb. Voraussetzung dafür aber ist eine bedarfsgerechte Ausstat-
tung mit Sachmitteln und mit gut ausgebildetem, motiviertem Personal. Dafür 
ist es notwendig, dass der Öffentliche Dienst attraktiv bleibt. 

(1) Staatsaufgaben sind kritisch zu hinterfragen. Gerade der sparsame 
Umgang mit den Steuergeldern der Bürger ist Hauptaufgabe von Politik 
und Verwaltung. Ein Stellenabbau ohne Aufgabenkritik indes würde zur 
Überlastung der Verwaltung führen - und nicht zu mehr Effizienz im 
Handeln des Staates. 

(2) Wir verfolgen konsequent das Leitbild der Bürgernähe bzw. der bürger-
freundlichen Verwaltung. Die FREIEN WÄHLER fordern hierzu den 
sinnvollen Einsatz von „E-Government“-Maßnahmen sowie den Erhalt 
der Regionalität durch den Fortbestand wichtiger Behörden vor Ort. 

(3) Wir setzen uns dafür ein, dass hoheitliche Befugnisse in ihren Kernbe-
reichen nicht auf Private übertragen werden. Dies gilt z.B. für die Ein-
führung privat betriebener Gefängnisse oder die dauerhafte Wahrneh-
mung der Zugangskontrollen bei Gerichten durch private Sicherheits-
dienste.  

 

3. Bürokratieabbau 

Soziales Miteinander braucht Regeln. Sie spiegeln den Grundkonsens der 
Gesellschaft wider und gelten als gesetzliche Normen für alle. Der Staat soll 
jedoch nach unserer Auffassung nur dann steuernd und regulierend eingrei-
fen, wenn es für das Gemeinwohl und den Schutz des Einzelnen notwendig 
ist. Wir rücken die Eigenverantwortung der Bürger in den Mittelpunkt. 
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(1) Sinnvolle Normen, eine effiziente Verwaltung und leicht verständliche 
Regelwerke gestalten das Leben einfacher, sind für Bürger, für die 
Wirtschaft und auf allen staatlichen Ebenen von Vorteil. „Wenn es nicht 
notwendig ist, ein Gesetz zu machen, dann ist es notwendig, kein Ge-
setz zu machen.“  

(2) Wir FREIEN WÄHLER fordern zugleich die konsequente Einhaltung 
des Subsidiaritätsprinzips. Über Regeln und Normen soll so nah wie 
möglich am Bürger entschieden werden und so selten wie nötig zentral 
von oben. Der Staat kann und muss nicht alles regeln. 

(3) Wir FREIEN WÄHLER setzen auf Eigenverantwortung und mehr Ge-
staltungsspielraum jedes Einzelnen. Das bedarf klarer Leitlinien im ge-
sellschaftlichen Miteinander anstatt überbordender Detailregelungen. 
Weniger Vorschriften, weniger Kontrolle! Dafür aber mehr Freiheiten, 
um in Einzelfällen passgenaue Entscheidungen zu treffen. Vor diesem 
Hintergrund hinterfragen die FREIEN WÄHLER die Notwendigkeit neu-
er Regelungen und überprüfen bestehende Regelwerke auf ihre Sinn-
haftigkeit. 

(4) Wir FREIEN WÄHLER wollen die mittelständisch geprägte Wirtschaft 
von staatlichen Bevormundungen und hohen Bürokratiekosten befreien. 
Gerade kleine Unternehmen sollen nicht durch bürokratische Regelun-
gen an die Grenze ihrer Leistungsfähigkeit gebracht und so in ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit eingeschränkt werden. 
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VII. Innere Sicherheit und Justiz 
 

Innere Sicherheit und Justiz - Garanten für individuelle Freiheit  

Wir FREIEN WÄHLER sehen Sicherheit und Freiheit als Grundbedürfnisse al-
ler Menschen an - und damit als erklärtes Ziel des staatlichen Handelns. Es ist 
Aufgabe des demokratischen Gesetzgebers, durch verlässliche gesetzliche 
Vorgaben Rechtssicherheit für Bürger und Unternehmen zu schaffen.  

 

1. Innere Sicherheit  

Wir FREIEN WÄHLER wollen eine angemessene Balance zwischen bürgerli-
cher Freiheit und innerer Sicherheit wahren. Unsere Freiheitsgrundrechte sind 
die Grundlage unserer Staatsordnung; an ihr muss sich jeder staatliche Ein-
griff messen lassen. Wir FREIEN WÄHLER sehen die garantierte Freiheit der 
Bürger aber auch als Herausforderung für jeden Einzelnen, verantwortungsvoll 
damit umzugehen. Die Freiheit des Einzelnen endet immer dann, wenn er an-
dere in Gefahr bringt.  

(1) Zivilcourage wollen wir FREIEN WÄHLER in besonderem Maße för-
dern: Der Einsatz für die Rechte der Mitmenschen muss einen höheren 
Stellenwert in unserer Gesellschaft einnehmen. 

(2) Menschen, die sich zur Aufrechterhaltung der Sicherheit in unserem 
Land in ihrem Beruf selbst besonderen Gefährdungen aussetzen, wie 
Polizisten, Feuerwehrleute oder Rettungskräfte verdienen unseren be-
sonderen Schutz. Dafür müssen gegebenenfalls Strafvorschriften ver-
schärft werden und die Betroffenen vor Gericht mehr Unterstützung fin-
den. 

(3) Wir FREIEN WÄHLER stehen für gut ausgestattete Sicherheitskräfte 
und schätzen ihren verantwortungsvollen Einsatz. Sie garantieren dem 
Staat und seinen Bürgern Schutz. Für diesen Einsatz wollen wir unse-
ren Sicherheitskräften eine ausreichende Personalausstattung, leis-
tungsbezogene Bezahlung, gute Aufstiegsmöglichkeiten, ausreichend 
Freizeit zwischen den Einsätzen sowie eine optimale Sachmittelausrüs-
tung auf dem neuesten Stand der Technik gewährleisten. 

(4) Unsere Sicherheitskräfte brauchen effektive rechtliche Handlungs-
instrumentarien. Um besonders wichtige Rechtsgüter zu schützen, 
müssen wir ihnen entsprechende Befugnisse einräumen. Da gerade im 
Bereich der Prävention der Spannungsbereich zu den Freiheitsgrund-
rechten besonders betroffen ist, müssen diese Befugnisse stets an der 
jeweiligen Gefährdungslage und dem Gewicht der gefährdeten Rechts-
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güter anknüpfen. Die Aufrechterhaltung der Sicherheit darf kein Selbst-
zweck sein, sondern hat stets der Gewährleistung der Grundrechte zu 
dienen. 

(5) Die Verantwortung des Staates setzt nicht erst dann ein, wenn bereits 
eine Gefahrenlage gegeben ist. Unser oberstes Ziel ist es, Kriminalität 
bereits im Vorfeld zu verhindern. Wir FREIEN WÄHLER setzen hierbei 
auf Prävention und sehen Bildung und Werteerziehung als geeignetes 
Mittel, besonders im Bereich der Jugendkriminalität. 

(6) Wir FREIEN WÄHLER halten es für erforderlich, die Zusammenarbeit 
der Sicherheitsbehörden auf allen Ebenen zu verbessern und zu inten-
sivieren. 

(7) Das deutsche Waffenrecht ist eines der strengsten der Welt, deshalb 
sehen wir keinen Bedarf für weitere Verschärfungen. 

(8) Die Bekämpfung von Terrorismus und Extremismus, egal ob von rechts 
oder links oder religiös motiviert, ist unser erklärtes Ziel. Im Kampf ge-
gen den Extremismus müssen alle demokratischen Kräfte gebündelt 
werden und unser Rechtsstaat muss mit aller Härte dagegen vorgehen. 
Bei Straftaten mit extremistischem Hintergrund darf es keine Verharm-
losungen geben. 

 

2. Justiz  

Wir FREIEN WÄHLER setzen uns dafür ein, dass der Rechts- und Justiz-
standort Deutschland gestärkt wird. Das deutsche Recht ist nicht nur transpa-
rent, sondern auch kostengünstig und effektiv. Es bietet damit erhebliche 
Wettbewerbsvorteile im internationalen Vergleich und hat eine Vorbildfunktion 
für andere Rechtsordnungen. 

(1) Wir FREIEN WÄHLER setzen uns für eine wohnortnahe Justiz ein, 
denn die Einrichtungen der Rechtspflege müssen den Bürgern flächen-
deckend zur Verfügung stehen. 

(2) Um ihre Aufgaben angemessen wahrnehmen zu können, muss die Jus-
tiz mit ausreichend Personal und Sachmitteln ausgestattet werden. Der 
Anspruch des Bürgers auf die Gewährung effektiven Rechtsschutzes 
darf nicht gefährdet sein.  

(3) Um die Justiz zu entlasten, befürworten wir FREIEN WÄHLER die Auf-
gabenübertragung bestimmter Bereiche, etwa der Handelsregistersa-
chen auf Rechtspfleger oder der Nachlasssachen auf Notare.  
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(4) Wir FREIEN WÄHLER wollen die Unabhängigkeit der Justiz als hohes 
Gut sichern. Um politische Einflussnahmen auf staatsanwaltschaftliche 
Entscheidungen auszuschließen, setzen wir FREIEN WÄHLER uns da-
für ein, dass die Justizminister Staatsanwälte in Einzelfällen nicht mehr 
zu einer bestimmten Sachbehandlung anweisen dürfen. Zumindest eine 
transparente Ausgestaltung der Weisungen an Staatsanwälte halten wir 
für dringend notwendig. Mehr Autonomie sowie die eigenständige Ver-
waltung und Verantwortung der finanziellen Mittel können die Selbst-
verwaltung von Justiz und Gerichten stärken. 

(5) Wir FREIEN WÄHLER wollen, dass Opfer schnell und unbürokratisch 
betreut und entschädigt werden. Dafür muss das Opferentschädi-
gungsgesetz verbessert werden. 

(6) Wir setzen uns dafür ein, dass die Strafnorm der Abgeordnetenbeste-
chung entsprechend der Vorgaben des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen gegen Korruption (UNCAC) novelliert wird, damit Deutschland 
das Übereinkommen zeitnah ratifizieren kann.  
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VIII. Wirtschaft und Verkehr 
 

Durch Leistung und Innovation – Deutschlands ökonomische Vorreiter-
rolle weiter ausbauen! 

Die deutsche Wirtschaft, insbesondere der Mittelstand, gilt vielfach als Vorzei-
gemodell für eine innovative und gleichzeitig verantwortungsvolle soziale 
Marktwirtschaft. Unsere Bürger tragen durch ihre Ideen und ihren Leistungs-
willen immer wieder dazu bei, dass unsere Wirtschaft als Qualitätsgarant 
weltweit anerkannt ist. Wir FREIEN WÄHLER setzen die geeigneten Rahmen-
bedingungen für Arbeitnehmer und Arbeitgeber bei dem gemeinsamen Ziel, 
den Wohlstand in unserem Land für alle zu sichern.  

Noch nie zuvor waren die Anforderungen an Flexibilität und Mobilität so hoch 
wie heute. Um Deutschland auch künftig leistungsfähig zu gestalten, spielt die 
Verkehrs- und Infrastrukturpolitik eine zentrale Rolle unserer Politik. 

 

1. Soziale Marktwirtschaft  

Als Bekenntnis zur sozialen Marktwirtschaft setzen wir FREIEN WÄHLER auf 
den Wettbewerb, auf die Tarifautonomie und das Leistungsprinzip. Der Schutz 
des Eigentums und die unternehmerische Entscheidungsfreiheit genießen für 
uns einen hohen Stellenwert. Gleichzeitig unterstreichen wir die Bedeutung 
des Mittelstands für Deutschland. Um die unternehmerische Freiheit auch 
künftig sicherzustellen, muss die Wirtschaft von übermäßigen Belastungen be-
freit werden. 

Der Staat ist nicht der bessere Unternehmer. Deswegen soll sich die Rolle des 
Staates in der Wirtschaftspolitik grundsätzlich auf die Festsetzung von Rah-
menbedingungen beschränken. 

(1) Wir FREIEN WÄHLER appellieren an die gesellschaftliche Verantwor-
tung von Unternehmern und Leistungsträgern. Ihre Entscheidungen 
nehmen unmittelbar Einfluss auf die Zukunft der Menschen, Städte und 
Gemeinden und bringen unser Land voran. Neben Gewinn und Erfolg 
sollen auch die Menschen mit ihren sozialen Bedürfnissen eine tragen-
de Rolle im unternehmerischen Denken und bei wirtschaftlichen Ent-
scheidungen einnehmen. 

(2) Unternehmer haben eine hohe soziale Verantwortung im Umgang mit 
den Arbeitnehmern. Dazu zählen eine angemessene Entlohnung und 
faire Arbeitsbedingungen. Jegliche systematische Ausnutzung der Ar-
beitnehmer, wie beispielsweise durch Dumping-Löhne in der Zeitarbeit, 
lehnen wir FREIEN WÄHLER rigoros ab. 

http://www.google.de/imgres?q=freie+w%C3%A4hler+bundesvereinigung&start=192&um=1&hl=de&sa=N&biw=1344&bih=686&tbm=isch&tbnid=sHt2gp-hL2l3MM:&imgrefurl=http://www.myheimat.de/alfter/politik/+++-freie-waehler-informieren-+++-forsa-umfrage-fuer-sternrtl-jeder-vierte-kann-sich-bundestagsstimme-fuer-freie-waehler-vorstellen-+++-freie-waehler-inf-d2422942.html&docid=gqX8xBPE-teWcM&imgurl=http://media05.myheimat.de/2012/06/29/2180786_preview.jpg&w=300&h=204&ei=aTIyUJjMNof44QSzsoDwAg&zoom=1&iact=hc&vpx=396&vpy=214&dur=7182&hovh=163&hovw=240&tx=138&ty=82&sig=101993577344193929084&page=9&tbnh=134&tbnw=197&ndsp=24&ved=1t:429,r:13,s:192,i:47


 

26 
 

(3) Um unternehmerischer Kreativität auch künftig Freiheiten zu ermögli-
chen, müssen übermäßige Belastungen abgeschafft werden. Durch 
konsequenten Bürokratieabbau wollen wir FREIEN WÄHLER tatkräftige 
Unterstützung leisten - für die Wirtschaft allgemein und für den Mittel-
stand im Besonderen. 

(4) Deutschland braucht seine unternehmerischen Leuchttürme. Betriebe 
von Weltrang sind unbezahlbare Werbeträger, akquirieren regionale 
Aufträge für kleine und mittlere Unternehmen und tragen einen erhebli-
chen Teil zur Innovationskraft bei. Unsere Wirtschaftspolitik sieht eine 
ausgewogene Struktur vor, in der sich die Unternehmen - unabhängig 
von ihrer Größe - gegenseitig respektieren und soziale wie regionale 
Verantwortung übernehmen. 

(5) Bei Neuregelungen ist darauf zu achten, dass das Handwerk nicht zu-
sätzlich belastet wird. Die bestehenden Rahmenbedingungen müssen 
verbessert werden. 

  

2. Verkehr  

Unser Staat trägt die Verantwortung für eine zukunftsfähige Verkehrsinfra-
struktur, die den Anforderungen des 21. Jahrhunderts gerecht wird. Gerade 
durch die zentrale Lage Deutschlands in Europa sind leistungsfähige Trans-
portwege für die Bürger und die Wirtschaft unerlässlich, egal ob auf der 
Schiene, auf der Straße, zu Wasser oder in der Luft. Wir FREIEN WÄHLER 
setzen uns für alle Verkehrsteilnehmer ein. Eine besondere Herausforderung 
ist es dabei, die Attraktivität des Öffentlichen Verkehrs für Bürger, die in ihrer 
Mobilität eingeschränkt sind, zu steigern. 

(1) Wir FREIEN WÄHLER setzen uns für den Erhalt und den Ausbau des 
Verkehrsinfrastrukturnetzes ein. Einen besonderen Stellenwert muss 
dabei die Verlagerung des Güterverkehrs auf die Schiene bekommen. 
Unsinnige Prestigeprojekte lehnen wir zugunsten des Erhalts beste-
hender Strukturen ab. Die jahrelange Unterfinanzierung des Bundes-
verkehrsetats wollen wir beenden, um dringend notwendige Projekte 
umzusetzen. 

(2) Die Verkehrsnetze sehen wir als Teil der öffentlichen Daseinsfürsorge. 
Eine zunehmende Übernahme staatlicher Aufgaben durch Privatinves-
toren sehen wir deshalb kritisch. 

(3) Bei der Aufstellung des Bundesverkehrswegeplans fordern wir mehr 
Transparenz, Ehrlichkeit und eine ernst gemeinte Bürgerbeteiligung. 
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(4) Die Kommunen und die Länder dürfen bei der Finanzierung dringend 
notwendiger Finanzierungsmaßnahmen nicht alleine gelassen werden. 
Dementsprechend setzen wir uns nachhaltig für eine kommunalfreund-
liche Nachfolgelösung des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 
(GVFG), der Mittelzuweisungen gemäß Entflechtungsgesetz (EntflG) 
sowie einer Mittelzuweisung nach dem Regionalisierungsgesetz an die 
Länder auf dauerhaft hohem Niveau ein. 

(5) Den Ausbau der Verkehrswege innerhalb Europas begrüßen wir. Er 
darf aber nicht dazu führen, dass die ländlichen Regionen noch stärker 
als bisher von den Ballungszentren abgeschnitten werden. 

(6) Bei allen Verkehrsprojekten und auf allen Verkehrsträgern muss auf die 
Anforderungen barrierefreier Mobilität besonderes Augenmerk gelegt 
werden.  

(7) In der Hafenpolitik ist eine länderübergreifende Kooperation anzustre-
ben. 

(8) Wir FREIEN WÄHLER sehen den Ausbau des Öffentlichen Personen-
nahverkehrs (ÖPNV) als vordringliche Aufgabe des Staates. Dabei dür-
fen die ländlichen Regionen nicht abgehängt werden. Gerade dort 
muss die öffentliche Hand besondere Anstrengungen unternehmen, um 
auch in dünner besiedelten Landesteilen ein attraktives und eigenstän-
diges Angebot im öffentlichen Verkehr anbieten zu können. 

(9) Um den wachsenden Verkehrsaufkommen in Metropolen entgegenzu-
wirken, unterstützen wir neue Mobilitätskonzepte wie Car-Sharing und 
E-Bikes. 

(10) Wir treten für einen besseren Lärmschutz bei Flughäfen, Straße und 
Schiene ein. Es sind geeignete Maßnahmen gegen die zunehmende 
Ausweitung der Missachtung des Nachtflugverbotes und die Unterwan-
derung der Ruhezeiten durch Ausnahmeanträge der Fluggesellschaften 
zu treffen.  

(11) Wir FREIEN WÄHLER wollen den Automobilstandort Deutschland auch 
für die Zukunft sichern. Die kommenden Herausforderungen im Bereich 
der Mobilität wollen wir durch Förderungen alternativer Antriebstechni-
ken angehen. 
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IX. Netz- und Informationspolitik 
 

Für Freiheit und Verantwortung 

Die zunehmende Bedeutung der Informations- und Telekommunikationstech-
nologien führt zu neuen Verfahren und Gewohnheiten im Zusammenleben der 
Menschen. Hieraus erwächst der Bedarf für eine Überprüfung, Anpassung und 
Fortentwicklung bestehender Rechtsgrundlagen, aber auch der allgemeinen 
politischen Gestaltung des Lebens in der digitalen Gesellschaft. Unsere Netz-
politik stellt die Vorteile des Internets in den Vordergrund. Es ist unser erklär-
tes Ziel, seine Potenziale für unsere Gesellschaft nutzbar zu machen. Zugleich 
weisen wir aber auf die politischen Herausforderungen hin. 

Wir sehen das Internet als Möglichkeit zur Verwirklichung einer starken parti-
zipatorischen Demokratie. Den freien Informationsaustausch, die uneinge-
schränkten Interaktionsmöglichkeiten der Nutzer weltweit sowie die Schaffung 
von Transparenz wollen wir weiter fördern. Gleichwohl ist es unser Anliegen, 
die Freiheit für alle zu bewahren. Wir müssen deshalb Sorge dafür tragen, 
dass sich verfassungsfeindliche und extremistische Kräfte nicht in einem 
rechtsfreien Raum bewegen können. Wir FREIEN WÄHLER sehen uns daher 
auch in der Verantwortung, Delikte im Internet etwa im Bereich der Kinderpor-
nografie, des Betrugs, der Verleumdung und Beleidigung wirkungsmächtig zu 
unterbinden, um die Bürger vor möglichen Gefahren zu schützen. 

(1) Jedem Bürger muss der Zugang zum Internet durch breitbandige Ver-
bindungen gewährleistet werden. Laut Grundgesetz hat der Bund die 
zentrale Verantwortung für die Gewährleistung von Kommunikations-
dienstleistungen - dieser muss er endlich gerecht werden. Wir FREIEN 
WÄHLER treten daher dafür ein, dass der Zugang zum schnellen Inter-
net als Daseinsvorsorge verankert wird, und werden entsprechende 
Förderprogramme auf den Weg bringen. 

(2) Das Internet bietet neue Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung und 
Transparenz sowie bequemerer Abwicklung politischer und administra-
tiver Abläufe. Wir FREIEN WÄHLER sehen in „E-Government“ als einer 
Kombination aus „E-Demokratie“ und „E-Administration“ eine große 
Chance für die Fortentwicklung unserer Demokratie und setzen uns für 
eine sukzessive Digitalisierung der Politik ein, wo immer sie einen 
Mehrwert verspricht. 

(3) Entlang des Alters, des Geschlechts, der sozialen Schicht, des Bil-
dungsstands und des Wohnorts zeichnet sich gegenwärtig ein unter-
schiedliches Nutzerverhalten in Bezug auf das Internet ab. Wir wollen 
eine derartige digitale Spaltung der Gesellschaft verhindern, um jedem 
Bürger die gleichen Teilhabechancen zu ermöglichen.  
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(4) Wir wollen die Freiheit des Internets erhalten. Netzsperren, die Nutzer 
von der digitalen Gesellschaft ausschließen, lehnen wir ab. Um den 
Schutz der Netzöffentlichkeit zu gewährleisten und Missbräuche zu 
verhindern, müssen aber unter der Maßgabe richterlicher Anordnungen 
die Identität unrechtmäßig Handelnder festgestellt und angemessene 
rechtliche Schritte eingeleitet werden können. 

(5) Staatliche Eingriffe und Kontrollversuche, z.B. durch Software- und Te-
lekommunikationsüberwachung bedürfen einer klaren rechtlichen Re-
gelung. Wir fordern daher „Trojaner-Gesetze“ für Bund und Länder, um 
klare Regeln für den Einsatz der Spionage-Software einzuführen. 

(6) Dem Profiling von Nutzerdaten müssen wir Einhalt gebieten. Durch Da-
tenerhebungen, wie durch Google Analytics und Facebook wird der di-
gitale Bürger zum gläsernen Nutzer. Politik steht in der Verantwortung, 
die Privatperson angemessen zu schützen. Von Unternehmen, die in 
Deutschland wirtschaften, verlangen wir deshalb, auch diesbezüglich 
die deutschen Datenschutzstandards einzuhalten. 

(7) Durch Geodatendienste, wie z.B. Google Maps, sind personenbezoge-
ne Daten betroffen und der Schutz gegen mögliche Verletzungen des 
Persönlichkeitsrechts ist nicht ausreichend gewährleistet. Daher fordern 
wir gesetzlich bindende Vorschriften im Bundesdatenschutzgesetz, die 
mit Nachdruck gegenüber den Dienstanbietern durchgesetzt werden. 

(8) Phishing, Malware und Hacker-Angriffe gefährden unsere Cybersicher-
heit. Bürger, Unternehmen und die öffentliche Verwaltung sind hiervon 
in gleicher Weise betroffen. Aufgrund der Bedeutungszunahme des In-
ternets fordern wir daher noch mehr Engagement in diesem Bereich, 
z.B. durch einen Ausbau des Bundesamts für Sicherheit in der Informa-
tionstechnik. 

(9) Die Kriminalität im Bereich der Informations- und Kommunikationstech-
nologie und der daraus entstehende Schaden wachsen kontinuierlich. 
Deshalb fordern wir FREIEN WÄHLER eine bessere personelle und 
technische Ausstattung von Justiz und Polizei bei der Bekämpfung der 
Cyberkriminalität, um einigermaßen „Waffengleichheit“ zwischen Tätern 
und Staat herstellen zu können. 

(10) Das illegale Herunterladen urheberrechtlich geschützter Inhalte über 
Tauschbörsen, Torrents und Filehoster verursacht großen wirtschaftli-
chen Schaden. Daher treten wir für den Schutz und die Durchsetzung 
des Urheberrechts im Internet ein, um eine bessere Rechtsdurchset-
zung zu ermöglichen. 

(11) Wir wollen klare Regelungen des Urheberrechts im Internet schaffen, 
um Rechtssicherheit zwischen Rechteinhabern, Verwertern und Nut-
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zern herzustellen. Dabei unterstützen wir Maßnahmen, die zu einer 
Entwicklung maßgeschneiderter Geschäftsmodelle zwischen Rechte-
verwertern und Internetdienstanbietern führen, um die Konsumenten-
wohlfahrt im Netz zu optimieren. 

(12) Wir lehnen die Bevormundung von Nutzern des Internets und Compu-
terspielen ab und setzen auf das Selbstbestimmungsrecht und das 
Verantwortungsbewusstsein der Bürger im Umgang mit dem Internet.  

(13) Gleichwohl muss der Jugendschutz im Internet besser gewährleistet 
werden. Daher erachten wir effektivere Gesetze, die den Einzel- und 
Onlinehandel stärker als bisher beim Verkauf von Computerspielen mit 
Altersbeschränkung zur Alterskontrolle auffordern, für notwendig. Hier-
für wollen wir zum Beispiel die qualifizierte elektronische Signatur des 
neuen Personalausweises für eine bessere Durchsetzung des Jugend-
schutzes durch die Alterskontrolle nutzbar machen.  

(14) Wir setzen uns für den Erhalt von Informations- und Bildungsangeboten 
durch die öffentlich-rechtlichen Medien ein. 

(15) Dies wollen wir durch eine umfassende Stärkung der Medienkompetenz 
ergänzen, zum Beispiel durch eine allgemeine Netzerziehung an Schu-
len. 
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X. Energie, Umwelt- und Verbraucherschutz  
 

Sorgsames und nachhaltiges Handeln für die Lebensqualität heute und 
morgen 

Aktive Umweltpolitik schützt Mensch und Tier. Dazu gehören für uns FREIEN 
WÄHLER Aspekte des Klimaschutzes, eine zuverlässige, saubere und um-
weltfreundliche Energieversorgung sowie saubere und gesunde Lebensmittel. 

 

1. Energie 

Energieversorgung und Klimaschutz sind für uns FREIEN WÄHLER zentrale 
Zukunftsaufgaben für unsere Gesellschaft. Eine regionale, effiziente und für 
alle bezahlbare Versorgung durch erneuerbare Energien sowie nachhaltige 
Klimaschutzmaßnahmen sind uns FREIEN WÄHLERN ein besonderes Anlie-
gen. 

(1) Gerade in Zeiten knapper Kassen und finanzieller Unterversorgung vie-
ler Gemeinden sehen die FREIEN WÄHLER die erneuerbaren Ener-
gien als nachhaltigen Entwicklungsbeschleuniger und Jobmotor der Zu-
kunft. Ziel ist, nach und nach durch Energieeinsparung, Energieeffizi-
enz und den Einsatz erneuerbarer Energien einen Großteil des gesam-
ten Strombedarfs zu decken. Langfristig sind auch Wärme und Verkehr 
durch erneuerbare Energien sowie Maßnahmen zur Energieeffizienz 
und -einsparung abzudecken. 

(2) Wir FREIEN WÄHLER fordern, insbesondere die Forschung und Ent-
wicklung im Bereich der erneuerbaren Energien und in den Energie-
speichertechnologien ambitioniert zu unterstützen. Nur wer von Ener-
gieimporten und damit steigenden Preisen unabhängig ist, kann sich 
der regionalen Versorgungssicherheit und Preisstabilität sicher sein. 

(3) Eine lokale Wertschöpfung durch Installation, Betrieb und Wartung re-
generativer Kraftwerke garantiert dem Bürger, dem Handwerk, der 
Landwirtschaft und letztlich den Kommunen zusätzliche Einnahmen 
durch Beschäftigung bzw. Steuern. Wir FREIEN WÄHLER wollen ent-
sprechende Rahmenbedingungen schaffen und langfristig Planungssi-
cherheit gewährleisten. Genossenschaftsmodelle in der Energieerzeu-
gung wollen wir zum Wohle der Bürger stärken. 

(4) Wir FREIEN WÄHLER halten am Atomausstieg fest. Für die Altlast an 
Atommüll fordern wir, eine Lagerstätte mit höchsten Sicherheitsstan-
dards und rückholbarer Einlagerung zu finden und einzurichten. Dabei 
sind die Produzenten von Atommüll finanziell in die Pflicht zu nehmen. 
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Damit auch zukünftige Generationen vor radioaktiven Gefahren ge-
schützt werden, ist der Wissenstransfer über die Sicherheitsanforde-
rungen zu gewährleisten. 

(5) Wir FREIEN WÄHLER wollen Maßnahmen wie Investitionsförderung 
oder Anreizprogramme, z.B. zur Gebäudesanierung fördern, um den 
Energieverbrauch zu senken. Zur Koordinierung all dieser Aufgaben ist 
ein Bundesenergieministerium einzurichten. 

(6) Energieversorgung ist nach unserem Verständnis eine zentrale und 
wichtige Aufgabe der öffentlichen Daseinsvorsorge. Auch der Umbau, 
der Ausbau und die Versorgung mit Energie sowie die Stromtrassen 
sind im Bürgerinteresse zu gestalten. Modelle zur Bürgerbeteiligung in 
Kooperation mit Stadtwerken sind auszuarbeiten und zur Verfügung zu 
stellen. 

 

2. Umwelt  

Eine gesunde Umwelt ist kein Selbstzweck, sondern sichert und verbessert 
nachhaltig die Symbiose zwischen Natur-, Lebens- und Wirtschaftsräumen für 
die Menschen künftiger Generationen. 

(1) Wir treten für den Erhalt der Biodiversität ein. Der Schutz der Arten- 
und Sortenvielfalt in unterschiedlichen Lebensräumen sichert das bio-
logische Gleichgewicht sowie die Lebensgrundlage der Bürger. Die 
FREIEN WÄHLER setzen auf eine ausgewogene, sanfte Weiterent-
wicklung der unterschiedlichen Kulturlandschaften. Wir setzen uns für 
die Bewahrung unserer heimischen Naturräume ein. Das Wattenmeer 
ist ebenso schützenswert, wie unsere typischen Gebirgs-, Wald-, 
Seen-, Fluss- oder Heidelandschaften.  

(2) Nur ein möglichst geringer Eintrag von Schadstoffen in Boden, Wasser 
und Luft kann unseres Erachtens nachhaltig die Gesundheit der Bürger 
schützen.  

(3) Flächenverbrauch und Flächeninanspruchnahme für Verkehrs- und 
Siedlungsentwicklung sollen reduziert werden, um auch den nachfol-
genden Generationen noch genügend Planungsspielraum zu erhalten. 
Dabei sind immer die Interessen der Kommunen zu berücksichtigen. 
Maßnahmen und Förderungen zur Revitalisierung von Innenstädten 
und zur Renaturierung von Industrie- und Gewerbebrachen sollen Vor-
rang haben. Bei Projekten mit großflächiger Naturzerstörung ist auf die 
Betroffenheit und den Willen der Bürger besonders Rücksicht zu neh-
men. Gleiches gilt bei der Ausweisung von großflächigen Schutzgebie-
ten. Auch hier müssen die Bürger maßgeblich beteiligt werden. 
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(4) Wir FREIEN WÄHLER streben einen Verzicht auf genveränderte Le-
bens-, Saat- und Futtermittel an. Die Risiken der Agrogentechnik sind 
noch weitgehend unerforscht. 

(5) Die Rückkehr bzw. die Zuwanderung von Tierarten bereichert unsere 
Kulturlandschaft solange sie diese und unsere heimischen Arten nicht 
gefährdet. Deshalb fordern wir, dass frühzeitig geeignete Entschädi-
gungs- oder Abwehrmaßnahmen für Schäden, z.B. in der Land- und 
Forstwirtschaft oder in der Fischerei, getroffen werden, um die Akzep-
tanz bei den Betroffenen sicherzustellen. 

 

3. Verbraucher- und Datenschutz 

Der Verbraucherschutz betrifft viele Lebensbereiche. Seine Aufgaben umfas-
sen ein breites Spektrum. Das Ziel unserer Verbraucherschutzpolitik ist der gut 
informierte und mündige Bürger. Hierzu leistet die unabhängige Verbraucher-
beratung einen wichtigen Beitrag. 

(1) Wir FREIEN WÄHLER fordern einen geeigneten Rechtsrahmen für die 
effektive Durchsetzung der Verbraucherrechte. Dazu bedarf es klarer 
Regeln und Transparenz. Die Bürger müssen ohne großen Aufwand ih-
re Verbraucherrechte überblicken können. Gleichzeitig gilt es zu ver-
hindern, Verwaltung und Unternehmen durch bürokratische Regelun-
gen zu überlasten. Gesetzliche Vorgaben sind allerdings dann notwen-
dig, wenn eine Selbstregulierung nicht funktioniert. Vor allem im Be-
reich des Finanzmarktes und in der digitalen Welt sind verbraucher-
freundliche Regelungen notwendig. 

(2) Wir FREIEN WÄHLER setzen uns für die Herstellung heimischer Le-
bensmittel und eine verstärkte Regionalisierung in der Produktion ein. 
Lebensmittel aus der Region erleichtern einen nachhaltigen und klima-
freundlichen Konsum und können dazu beitragen, die strukturimmanen-
ten Risiken globalisierter Produktions- und Handelswege abzumildern. 

(3) Wir fordern eine klare Lebensmittelkennzeichnung und bessere Ver-
braucherinformationen. 

(4) Das Thema Datenschutz gewinnt aufgrund der Globalisierung und des 
technischen Fortschritts zunehmend an Bedeutung. Wir stellen uns die-
ser Herausforderung. Wir fordern einheitliche datenschutzrechtliche 
Standards über Deutschlands Grenzen hinaus. Den Verbrauchern 
müssen endlich stärkere Rechte garantiert werden und international tä-
tige Wirtschaftsunternehmen einheitlichen Datenschutzanforderungen 
unterliegen. Der hohe nationale Standard in Deutschland darf dabei 
aber keinesfalls abgesenkt werden. 
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XI. Landwirtschaft, Fischerei und Jagd 
 

Landwirtschaft und Forstwirtschaft – Qualität und Wertschöpfung in der 
Region halten!  

Wir FREIEN WÄHLER halten eine gute Infrastruktur sowie eine gesunde 
Land- und Forstwirtschaft für die Grundvoraussetzungen eines lebensfähigen 
und lebenswerten ländlichen Raums. Die Land- und Forstwirtschaft, die Jagd 
und Fischerei stellen nicht nur die Versorgung der Bevölkerung mit hochwerti-
gen Nahrungsmitteln sicher, sondern erfüllen vielmehr unersetzbare wirt-
schaftliche, soziale und umweltbezogene Aufgaben. Sie bieten auch eine Viel-
zahl von Arbeitsplätzen. Die Berücksichtigung von sozialen Standards, Um-
welt- und Tierschutzstandards ist Grundvoraussetzung für jedes landwirt-
schaftliche Handeln. 

(1) Eine flächendeckende und bäuerlich strukturierte Landwirtschaft zu er-
halten und zu stärken, ist das Ziel unserer Agrarpolitik. Hochwertige 
Lebensmittel erfordern angemessene Erzeugerpreise. Planungssicher-
heiten müssen geschaffen und Perspektiven für die bäuerliche Land-
wirtschaft in ihrer vielfältigen Struktur erarbeitet werden. Um die Wert-
schöpfung in der Region zu halten und zu verbessern, ist der Absatz 
regionaler Qualitätsprodukte zu fördern. 

(2) Im Umwelt- und Naturschutz setzen wir FREIEN WÄHLER auf die Ko-
operation mit den Landwirten anstatt auf überbordende ordnungspoliti-
sche Vorgaben und ausufernde gesetzliche Regelungen. Unter stabilen 
Rahmenbedingungen muss unternehmerisches, freies Handeln ge-
währleistet sein. Um Umwelt- und Klimaziele zu erreichen, wollen wir 
effiziente Technologien und angewandte Forschung fördern.  

(3) Wir wollen optimierte Vermarktungsstrukturen, um die Bauern innerhalb 
der Wertschöpfungskette zu stärken. Bei der Gemeinsamen Agrarpolitik 
(GAP) müssen Marktordnungselemente gezielt weiterentwickelt und 
dort eingesetzt werden, wo Angebot und Nachfrage in Einklang zu brin-
gen sind. Um auf Marktverwerfungen schnell reagieren zu können, 
müssen die Marktordnungselemente flexibel einsetzbar sein. 

(4) Wir FREIEN WÄHLER fordern eine Verstärkung des regionalen Ein-
flusses auf die Ausgestaltung der EU-Agrarpolitik.  

(5) Wir wollen eine Anpassung der EU-Biopatentrichtlinie, um Patente auf 
Tiere und Pflanzen zu unterbinden. Die genetische Artenvielfalt ist not-
wendig, um künftige Herausforderungen wie Klimawandel oder Ernäh-
rungssicherung meistern zu können. Wir FREIEN WÄHLER lehnen das 
Klonen, die Vermarktung von Klontieren sowie den Einsatz von Agro-
gentechnik entschieden ab. 
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(6) Politisches Ziel der FREIEN WÄHLER im Bereich der Waldwirtschaft ist 
es, weitere Anreize zu schaffen, um die Wälder nachhaltig zu bewirt-
schaften und vor zerstörerischen Eingriffen zu schützen. Dies muss in 
enger Zusammenarbeit mit den Waldbesitzern, Jägern und Förstern vor 
Ort geschehen. 

(7) Landwirtschaftlicher Grund und Boden darf kein Spekulationsobjekt 
werden. 

(8) Wir erkennen das Jagdrecht als ein mit dem Grundeigentum untrennbar 
verbundenes Recht an.  

(9) Das deutsche Waffenrecht ist eines der strengsten der Welt, deshalb 
sehen wir keinen Bedarf für weitere Verschärfungen. 
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XII. Europa- und Außenpolitik 
 

Für Freiheit, Frieden und Wohlstand 

Deutschland ist ein verlässlicher Partner innerhalb und außerhalb Europas. 
Unser erklärtes Ziel ist ein friedliches Zusammenleben der Völker. 

 

1. Europa 

Wir FREIEN WÄHLER sind proeuropäisch und Befürworter des europäischen 
Einigungsprozesses. Nur dieser garantiert uns Sicherheit und Frieden, Freiheit 
und Mobilität, wirtschaftlichen Wohlstand und Raum zur Selbstverwirklichung. 
Wir treten für ein demokratisches Europa ein, das den Schutz der persönli-
chen Freiheit garantiert, nationale, regionale und lokale Identitäten aber nicht 
in Frage stellt. Europa muss verständlicher werden. Daher setzen wir uns für 
ein transparenteres Europa ein. Wir fordern ein Europa, das sich nicht zwang-
haft zum Bundesstaat weiterentwickeln muss, sondern sich zuvorderst an dem 
Willen der Bürger orientiert. Um dies zu erreichen, brauchen wir eine effektive-
re Durchsetzung des Subsidiaritätsprinzips sowie mehr Beteiligungsmöglich-
keiten der Bürger. Hierdurch wollen wir das europäische Motto „In Vielfalt ge-
eint“ mit neuem Leben füllen. 

(1) Über die Zukunft Europas sollen sich künftig nicht länger abgeschottete 
elitäre Reflexionsgruppen Gedanken machen. Stattdessen fordern wir 
FREIEN WÄHLER, dass Konvente unter breitem Einbezug der europä-
ischen Zivilgesellschaft Ideengeber für das zukünftige Europa werden. 

(2) Wir FREIEN WÄHLER setzen uns nachdrücklich für Volksabstimmun-
gen zu wichtigen Fragen zur Zukunft Europas ein. Weitere Reformen, 
insbesondere durch die Übertragung nationaler Kompetenzen auf die 
europäische Ebene, müssen unseres Erachtens künftig auch von den 
Bürgern beschlossen werden. 

(3) Wir wollen mehr direkte Demokratie in Europa. Die Europäische Bür-
gerinitiative soll weiterentwickelt werden, um künftig auch Volksent-
scheide auf europäischer Ebene zur Mitgestaltung des Sekundärrechts 
möglich zu machen. 

(4) Sofern Landeskompetenzen durch eine weitere Übertragung von Kom-
petenzen betroffen sind, sollen künftig auch die Länderparlamente über 
EU-Reformen abstimmen. 
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(5) Wir treten für die strikte Durchsetzung und Einhaltung der Europäi-
schen Verträge ein. Hierzu zählt insbesondere die Ablehnung der Ver-
gemeinschaftung der Schulden von Mitgliedsländern. Vereinbarungen 
wie durch den ESM-Vertrag, die jenseits der Europäischen Verträge ge-
troffen werden, um hier einzelne Bestimmungen außer Kraft zu setzen, 
lehnen wir ab. 

(6) Eine EU-Steuer lehnen wir ab. Eine solche Änderung des bestehenden 
Finanzierungssystems der EU widerspricht dem Charakter der Europäi-
schen Union als Staatenverbund. Wir sehen hierdurch die Haushalts-
disziplin auf europäischer Ebene gefährdet und befürchten eine höhere 
Steuerbelastung der Bürger und Unternehmen in Deutschland. 

(7) Wir sehen die Notwendigkeit, auf europäischer Ebene klare Vorgaben 
und Spielregeln zu implementieren, um künftige Finanz- und Wirt-
schaftskrisen erst gar nicht entstehen zu lassen. 

(8) Wir wollen ein transparenteres Europa für mehr Bürgernähe und Ak-
zeptanz. 

(9) Wir fordern ein Europa der Regionen, das lokale Unterschiede berück-
sichtigt und in Deutschland von den Bürgern sowie sich weiterhin 
selbstverwaltenden Kommunen getragen wird. 

(10) Wir wollen ein demokratischeres Europa, in dem die Macht des Europä-
ischen Rats nachhaltig zurückgedrängt wird. Wir fordern daher die wei-
tere Stärkung des Europäischen Parlaments, insbesondere durch Etab-
lierung eines Initiativrechts für diese Kammer. 

(11) Wir setzen uns für eine weitere Aufwertung des Ausschusses der Regi-
onen ein. Seine Einspruchsrechte in Subsidiaritätsfragen wollen wir 
stärken, seine Weiterentwicklung zur dritten Kammer neben Ministerrat 
und Europäischem Parlament vorantreiben. 

(12) Wir treten für eine weitere Stärkung der Länderparlamente im Rahmen 
des Subsidiaritätsfrühwarnsystems ein, damit der Einfluss regionaler 
Volksvertreter ausgebaut wird und besser auf regionale Belange bei der 
europäischen Gesetzgebung eingegangen werden kann. 

(13) Wir fordern die strikte Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips auf allen 
Stufen des europäischen Mehrebenensystems sowie eine klarere Zu-
ständigkeitsregelung für die EU, den Bund, die Länder, die Regionen 
und die Kommunen. 

(14) Wir wollen das Konzept der Makroregion weiterentwickeln, um regiona-
le grenzübergreifende Kooperationen zu erleichtern, den territorialen 
Zusammenhalt nachhaltig zu stärken und Herausforderungen der Zu-
kunft wirkungsmächtig auf regionaler Ebene begegnen zu können. 
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(15) Wir treten für eine Intensivierung der EU-Nachbarschaftspolitik im 
Rahmen der Union für das Mittelmeer, der Östlichen Partnerschaft und 
der Schwarzmeersynergie ein, um die Achtung der Menschenrechte, 
Rechtsstaatlichkeit und die Entwicklung der Marktwirtschaft an der Pe-
ripherie der Europäischen Union nachhaltig zu stärken.  

(16) Wir sind für eine ideologiefreie Debatte über die EU-Erweiterung. Euro-
päischen Ländern, die sich um die Einhaltung der Prinzipien Menschen-
rechte, Rechtsstaatlichkeit und Demokratie bemühen, sollte grundsätz-
lich eine Beitrittsperspektive gegeben werden, um ihnen die Teilhabe 
am europäischen Friedenswerk nicht von vornherein zu verwehren.  

(17) Wir treten für eine europäische Wirtschaftsordnung nach den Grunds-
ätzen der sozialen Marktwirtschaft ein, die mittelstandsorientierte, de-
zentrale und regionale Wirtschaftsstrukturen fördert. 

(18) Wir fordern einen freien Wettbewerb im EU-Binnenmarkt, wobei gleich-
zeitig die Reduzierung unnötiger Bürokratie und Vereinfachung der 
Rechtsanwendung sichergestellt werden muss. 

(19) Wir treten für eine effiziente und moderne Daseinsvorsorge in öffentli-
cher Hand ein, die sowohl den Bedürfnissen der Städte als auch des 
ländlichen Raums gerecht wird. 

(20) Wir setzen uns für eine effektivere und intensivere Kohäsionspolitik auf 
europäischer Ebene ein, um Folgewirkungen aus ungleichen wirtschaft-
lichen Entwicklungen abzufedern und damit den Standort Europa inter-
national wettbewerbsfähig zu halten und nachhaltiges Wachstum zu si-
chern.  

(21) Wir fordern flexiblere Förderinstrumente, um ländliche Strukturen ziel-
gerichteter entwickeln zu können. 

(22) Wir setzen uns für ein Europa ohne Atomkraft und mit nachhaltiger re-
generativer Energieversorgung ein. 

(23) Wir sind für eine verstärkte parlamentarische Kontrolle der europäi-
schen Sicherheitsbehörden wie Europol und Eurojust und für eine ver-
stärkte europäische Zusammenarbeit zur internationalen Terrorismus- 
und Kriminalitätsbekämpfung. 

(24) Wir unterstützen die Schaffung europäischer Mindeststandards im 
Strafverfahrensrecht. 
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2. Außenpolitik  

Wir FREIEN WÄHLER gehen die außenpolitischen Herausforderungen des 
21. Jahrhunderts an. Die Verantwortung Deutschlands in der Weltpolitik ist in 
den vergangenen 20 Jahren drastisch gestiegen. Dieser wollen wir als europä-
ische Zivilmacht durch eine solide, friedliche und vor allem berechenbare Au-
ßenpolitik gerecht werden.  

In einer multipolaren Welt wachsen die internationalen Anforderungen an eine 
Außenpolitik der Werte und Verantwortung. Wir halten daher den Einsatz für 
das Selbstbestimmungsrecht der Völker, die Gewährleistung der Freiheit, der 
Demokratie, des Rechtsstaats und der Menschenrechte in der Welt für die Ba-
sis unseres Handelns in den internationalen Beziehungen. Wir sehen Außen-
politik als friedliches Mittel zur Bewältigung der akuten globalen Herausforde-
rungen, von der Bekämpfung des Klimawandels, des Hungers in der Welt, der 
Ressourcensicherheit, wie Energie, Rohstoffe und Wasser, bis hin zur Regu-
lierung der internationalen Finanzmärkte. Wir sind der Überzeugung, dass 
deutsches außenpolitisches Engagement stets sehr stark multilateral einge-
bettet sein muss. Daher befürworten wir das deutsche Engagement in interna-
tionalen Organisationen, wie WTO, UNO und NATO, um globale Probleme 
durch kollektives Handeln sinnvoll lösen zu können. 

(1) Wir FREIEN WÄHLER wollen Globalisierung aktiv mitgestalten anstatt 
Objekt internationaler Trends zu werden. Durch neue aufstrebende 
Märkte in der Welt wird der Standort Deutschland künftig einem zu-
nehmend stärkerem Wettbewerb ausgesetzt sein. Außenpolitik ist für 
uns daher auch zugleich Außenwirtschaftspolitik, um neue Märkte zu 
erschließen und zu öffnen sowie Deutschland international noch besser 
zu vernetzen. Deutsche Außenpolitik muss dazu dienen, Protektionis-
mus in der Staatengemeinschaft zu beenden und zu verhindern. 

(2) Alte Bündnisstrukturen wollen wir fortentwickeln. Die transatlantische 
Partnerschaft sowie die engen deutsch-französischen Beziehungen sol-
len auch weiterhin eingebettet im europäischen Rahmen die Basis un-
serer außenpolitischen Orientierung sein. Wir befürworten dabei insbe-
sondere auch den Ausbau der wirtschaftlichen Kooperation mit Nord-
amerika. Gleichwohl erfordert die neue Multipolarität verstärkte Bemü-
hungen zur Vernetzung mit wirtschaftlich mächtiger werdenden Staa-
ten. Entsprechend setzen wir uns insbesondere für eine Stärkung der 
diplomatischen und wirtschaftlichen Beziehungen zu den BRIC-Staaten 
Brasilien, Russland, Indien und China ein. 

(3) Deutsche Außenpolitik steht in der Verantwortung, globalen Frieden zu 
sichern. Unser Engagement in der EU, in internationalen Organisatio-
nen und in zwischenstaatlichen Beziehungen muss darauf abzielen, un-
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terdrückte Völker zu unterstützen, sich für Menschenrechte einzusetzen 
und zu versuchen, Krisenherde durch friedliche Diplomatie zu löschen. 

(4) Wir sind für die Weiterentwicklung der zwischenstaatlichen Beziehun-
gen, um für unsere Grundsätze Demokratie, Rechtsstaat und Men-
schenrechte werben und Frieden und Wohlstand dadurch sichern zu 
können. 

(5) Völker, die sich von despotischen Regimen lossagen, wollen wir auf ih-
rem Weg zu Demokratie, Rechtsstaat und Menschenrechten konstruk-
tiv begleiten. Auf die Transformationsprozesse in Folge des Arabischen 
Frühlings an der Peripherie der Europäischen Union wollen wir nicht 
durch Bevormundung, sondern durch konstruktive Förderungen und 
Hilfestellungen einwirken, um den Völkern des arabischen Raums auf 
dem Weg zur Freiheit unterstützend zur Seite zu stehen. 

(6) Im Nah-Ost-Konflikt werben wir für eine Zwei-Staaten-Lösung für einen 
dauerhaften Frieden in der Region. Maßgebend für die deutsche Au-
ßenpolitik sind aber aufgrund des historischen Erbes unseres Landes 
die Sicherheit und das Existenzrecht Israels. 

(7) Die deutsche Entwicklungshilfe muss auf den Prüfstand gestellt wer-
den. Sie muss dazu dienen, zielgerichteter Wirtschafts-, Bildungs-, und 
Sozialstrukturen vor Ort aufzubauen. 

(8) Lieferungen von Waffen in autoritäre Regime, die diese absehbar ge-
gen die eigene Bevölkerung oder für Angriffskriege verwenden können, 
lehnen wir entschieden ab. 

(9) Die Struktur der Bundeswehr muss den Erfordernissen einer modernen 
Verteidigungsarmee ständig neu angepasst werden. Die Schließung 
und Verkleinerung von Bundeswehrstandorten in ganz Deutschland 
haben allerdings zum Teil heftige Auswirkungen auf die betroffenen 
Regionen. Wir setzen uns daher für eine Politik der Abmilderung der 
Folgen für die Kommunen und Bürger vor Ort ein. 

(10) Wir stehen zur NATO als transatlantische Werte-, Interessen- und Soli-
dargemeinschaft. Diese wollen wir für die Herausforderungen des 21. 
Jahrhunderts fortentwickeln.  

(11) Wir treten für eine neue Kultur der Zurückhaltung in der Außenpolitik 
ein: Internationales Engagement muss weiterhin stark in multilaterale 
Kontexte eingewoben sein, während militärisches Eingreifen, z.B. durch 
die Beteiligung an OUT-OF-AREA-Einsätzen, mit weitaus mehr Zu-
rückhaltung erfolgen sollte. 

(12) Das Verhältnis zwischen NATO und Gemeinsamer Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik der EU (GSVP) muss klar austariert werden. Die 
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Teilnahme an sog. OUT-OF-AREA-Einsätzen darf nur im Rahmen ei-
nes UN-Mandats erfolgen. Im Rahmen der Entscheidung über die Ver-
längerung solcher Einsätze fordern wir die Beteiligung der Bürgerinnen 
und Bürger durch Volksentscheide. Entwicklungen hin zu einem grund-
sätzlich proaktiven Sicherheitsbündnis lehnen wir ab.  

(13) Das Mittel der Städtepartnerschaft, das Kommunen und damit die Bür-
ger weltweit miteinander vernetzt, soll durch staatliche Außenpolitik 
stärker unterstützt und koordiniert werden. 
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